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Bundesnetzagentur

- fir die Landesregulierungsbehérde - Aktenzeichen: BK9-11/8121V

Beschluss

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs.1 EnWG i.V.m. § 32 Abs.1 Nr.1,2, 5
und 10 ARegV

wegen Festlegung der kalenderjihrlichen Erlésobergrenzen
fiir die zweite Regulierungsperiode Gas (2013 bis 2017)

hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur fiir Elektrizitat, Gas, Telekom-
munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn,

durch den Vorsitzenden Helmut Ful,
den Beisitzer Dr. J6rg Mallossek
und den Beisitzer Roland Naas,

gegenilber der Teutoburger Energie Netzwerk eG, Héhenweg 14, 49170 Hagen
a.T.W, gesetzlich vertreten durch den Vorstand

- Netzbetreiber -
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enthalt Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse

am 25.01.2013 beschlossen:

1. Die kalenderjéhrlichen Erlésobergrenzen des Netzbetreibers werden fir den
Zeitraum vom 01.01.2013 bis zum 31.12.2017 gemaR Anlage A1. Kalender-
jahrliche Erlésobergrenzen dieses Beschlusses festgelegt.

2. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres
— erstmalig zum 01.01.2013 - die Erlésobergrenze fiir das jeweilige Kalender-
jahr anzupassen, sofern sich der Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8
ARegV, dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile nach § 11 Abs.2 S.1 Nr.
4 und 8 ARegV oder volatile Kostenanteile nach § 11 Abs.5 ARegV &ndern.

3. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, den Ubergang von Netzen, Netzzusammen-
schllissen und -aufspaltungen nach § 26 ARegV unverziiglich schriftlich bei
der Beschlusskammer anzuzeigen.

4. Die unter Ziffer 1. getroffene Anordnung ergeht vorldufig. Die voridufige An-
ordnung tritt mit der abschlieBenden Entscheidung auer Kraft.
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enthalt Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse

GRUNDE

l, Sachverhalt

Die Beschlusskammer hat gemaR § 2 ARegV am 30.08.2011 von Amts wegen ein
Verfahren zur Bestimmung der Erlésobergrenzen nach § 4 Abs.1 und 2 ARegV ein-
geleitet. Die Landesregulierungsbehdérde, in deren Gebiet der Netzbetreiber seinen
Sitz hat, wurde gemaR § 55 Abs.1 S.2 EnWG Uber die Einleitung des Verfahrens

informiert.
4

ST AL e bn e L S (TR S et - T e
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Zum Zwecke der Bestimmung der kalenderjdhrlichen Erldsobergrenzen des Netz-

betreibers hat die Beschlusskammer gemaRk § 6 Abs.1 ARegV eine Kostenprifung

zur Ermittlung des Ausgangsniveaus durchgefiihrt. Die erforderlichen Kostendaten
des Netzbetreibers wurden auf Grundlage der Festlegung vom 13.04.2011 (BKS-

11/605-1 bis 7, ABI. 08/2011, S. 1438 ff.) erhoben. Die von der Beschlusskammer

danach ermittelten Gesamtkosten wurden dem Netzbetreiber mit Schreiben vom

17.08.2012 mitgeteilt. Der Netzbetreiber hat hierzu mit Schreiben vom 31.08.2012

gemal § 67 Abs.1 EnWG Stellung genommen. Nach eingehender Wiirdigung der

Stellungnahme hat die Beschlusskammer dem Netzbetreiber mit Schreiben vom

18.12.2012 die aus ihrer Sicht beriicksichtigungsfahigen Gesamtkosten mitgeteilt

(Anlagen | und II).

Dem Netzbetreiber wurde gemaR § 67 Abs. 1 EnWG mit Schreiben vom 21.12.2012
Gelegenheit zur Stellungnahme zur Festlegung der kalenderjahrlichen Erlésober-
grenzen in der zweiten Anreizregulierungsperiode gegeben. Der Netzbetreiber hat
mit Schreiben vom 17.01.2013 Stellung genommen.

Hinsichtlich der Einzelheiten des Verfahrens wird auf die Verfahrensakte verwiesen.
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enth&lt Betriebs- und Geschéaftsgeheimnisse

. Rechtliche Wiirdigung

1 Zustindigkeit

Zustandige Regulierungsbehérde ist gemal § 54 Abs.1 und Abs.2 Nr.1 EnWG die

Landesregulierungsbehérde.

Die Bundesnetzagentur handelt in Wahrnehmung ihrer Aufgaben fir das Land Nie-
dersachsen gemaR dem ,Verwaltungsabkommen iiber die Wahrnehmung bestimm-
ter Aufgaben nach dem Energiewirtschaftsgesetz" zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und dem Land Niedersachsen vom 25.10.2005 (Bekanntmachung: Nie--
dersachsisches Ministerialblatt Nr.44/2005, S. 945 f. vom 07.12.2005; in Kraft seit
dem 08.12.2005).

2. Ermittlung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen
nach § 4 ARegV

Die Festlegung der Erlésobergrenzen des Netzbetreibers fiir die zweite Regulie-
rungsperiode Gas erfolgt auf Grundlage des § 29 Abs.1 i.V.m. § 32 Abs.1 Nr.1 und
§ 4 Abs.1 und 2 ARegV.

Die Regulierungsbehdrde bestimmt die Obergrenzen der zuldssigen Gesamterlése
eines Netzbetreibers aus den Netzentgelten (Erldsobergrenze) gemall § 4 Abs.1
ARegV nach Malgabe der §§ 5 bis 16 und 24 ARegV. Die Bestimmung der kalen-
derjdhrlichen Erlésobergrenzen erfolgt durch Festlegung nach § 32 Abs.1 Nr. 1
ARegVi. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG.

Gemdl § 1 Abs.1 ARegV werden die Entgelte fiir den Zugang zu Energieversor-
gungsnetzen ab dem 01.01.2009 im Wege der Anreizregulierung bestimmt. Die zwei-
te Regulierungsperiode der Anreizregulierung dauert fiinf Jahre (§ 3 Abs. 2 ARegV).
Die Beschlusskammer bestimmt die Erlésobergrenze fir jedes Kalenderjahr der ge-
samten Regulierungsperiode (§ 4 Abs.2 S. 1 ARegV). Die kalenderjdhrlichen Erlos-
obergrenzen des Netzbetreibers in der zweiten Regulierungsperiode Gas (2013 bis
2017) ergeben sich aus Anlage A1. Kalenderjdhrliche Eriésobergrenzen , Zellen
E112 bis 1112,
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enthalt Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse

Die Bestimmung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen des Netzbetreibers erfolgt
in der zweiten Regulierungsperiode gemalk § 7 ARegV in Anwendung der in Anlage
1 zu § 7 ARegV enthaltenen Regulierungsformel

EQ:= KAdnb.t'i-(KAvnb.O+(1—Vl)'KAb.O)'(%-—PFI]'EFH'QI+(VK t— VK o) + St
0

Zur Bestimmung der Erlésobergrenzen ist in einem ersten Schritt das Ausgangsni-
veau gemdl § 6 Abs.1 ARegV zu bestimmen. Daraufhin sind die dauerhaft nicht be-
einflussbaren Kostenanteile (Kqnpt), die vorlibergehend nicht beeinflussbaren
(KA ynbo) und die beeinflussbaren Kosten (KApo) zu ermitteln. Zur Gewahrleistung
des gleichmafRigen Abbaus der beeinflussbaren Kosten ist sodann der Verteilungs-
faktor (V) gemaR § 16 Abs.1 ARegV zu bestimmen. Im Anschluss sind die weiteren
Bestandteile der Formel zu ermitteln, also der Wert fiir die um den sektoralen Pro-
duktivitdtsfortschritt (PF ;) bereinigten allgemeinen Geldwertentwicklung (VPI/ VPl )
nach §§ 8 und 9 ARegV, der Erweiterungsfaktor (EF ;) nach § 10 ARegV, das Quali-
tatselement (Q,) nach § 18 ff. ARegV sowie der Saldo des Regulierungskontos (Sy)
nach § 5 Abs.4 ARegV.

Eine Darstellung der in der Regulierungsformel verwendeten Werte und der fir die
zweite Regulierungsperiode ermittelten kalenderjdhrlichen Erlésobergrenzen des
Netzbetreibers findet sich in Anlage A1. Kalenderjidhrliche Erlésobergrenzen.

2.1. Bestimmung des Ausgangsniveaus zur Ermittiung der ka-
lenderjahrlichen Erlésobergrenzen nach § 6 ARegV

Die Bestimmung des Ausgangsniveaus zur Ermittlung der Erlésobergrenze erfolgt
auf Grundlage des § 6 ARegV. Fir die zweite Regulierungsperiode ist gemal § 6
Abs.1 ARegV eine Kostenpriifung nach den Vorschriften des Teils 2 Abschnitt 1
GasNEV durchzufthren.

Als Basisjahr der zweiten Regulierungsperiode gilt geméR § 6 Abs.1 S.4 ARegV das
Kalenderjahr, in dem das der Kostenpriifung zugrunde liegende Geschéftsjahr endet.
Als Basisjahr der zweiten Regulierungsperiode gilt das Jahr 2010.

Das von der Beschlusskammer ermittelte Ausgangsniveau des Basisjahres 2010 er-
gibt sich aus Anlagen | und Il.
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2.2, Ermittlung der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenan-
teile nach § 11 Abs.2 ARegV

Von dem gemaR § 6 Abs.1 ARegV ermittelten Ausgangsniveau ist die Héhe der nach
§ 11 Abs.2 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile im Basisjahr der
jeweiligen Regulierungsperiode (KA dgnbo) ZU bestimmen (Anlage A1. Kalenderjahr-
liche Erldsobergrenzen, Zelle B66).

Im vereinfachten Verfahren gelten gemdR § 24 Abs.2 S.3 ARegV 45 Prozent der
nach § 14 Abs.1 Nr.1 ARegV ermittelten Gesamtkosten als dauerhaft nicht beein-
flussbare Kostenanteile nach § 11 Abs.2 ARegV (Anlage A1. Kalenderjdhrliche
Erlésobergrenzen, Zellen D66 bis L 66). Bei der Ermittiung der Gesamtkosten blei-
ben gemaR § 24 Abs.2 S.4 ARegV die Konzessionsabgaben unbericksichtigt.

.21 Kosten fiir die erforderliche Inanspruchnahme der vorgela-
gerten Netzebene

Fur den Netzbetreiber wurden im Ausgangsniveau nach § 6 Abs.1 ARegV Kosten fiir
die erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen in H&he von

S ricksichtigt.

23. Ermittlung der voriibergehend nicht beeinflussbaren Kos-
tenanteile nach § 11 Abs.3 ARegV

Als voriibergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile (KA ., o) gelten geméaR
§ 11 Abs.3 S.1 ARegV die mit dem nach § 15 ARegV ermittelten Effizienzwert (EW)
multiplizierten Gesamtkosten (GK) nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren
Kostenanteile (KA g, 0). Somit gilt:

KA nb0 = (GK — KA gnp, o) * EW

In diesen sind gemaR § 11 Abs.3 S.2 ARegV die auf nicht zurechenbaren strukturel-
len Unterschieden der Versorgungsgebiete beruhenden Kostenanteile enthalten. Die
Hohe der voribergehend nicht beeinflussbaren Kosten ist Anlage A1. Kalenderjéhr-
liche Eriésobergrenzen, Zellen E76 bis 176 zu entnehmen.
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Die Beschlusskammer hatSugg RNy - die zweite Regulierungspe-

riode einen gemittelten Effizienzwert gemaR § 24 Abs.1 S.2 ARegV in Héhe von

zu Grunde zu legen.

Nach § 24 Abs.2 S.2 ARegV wird ab der zweiten Regulierungsperiode der im verein-
fachten Verfahren anzusetzende Effizienzwert als gewichteter durchschnittlicher
Wert aller in dem bundesweiten Effizienzvergleich nach den §§ 12 bis 14 ARegV fiir
die vorangegangene Regulierungsperiode ermittelten und nach § 15 Abs.1 bereinig-
ten Effizienzwerte (gemittelter Effizienzwert) gebildet.

Far Strom und Gas wurde jeweils ein gesonderter gemittelter Effizienzwert gebildet.
Eine getrennte Berechnung fir Strom und Gas verhindert, dass der gemittelte Effi-
zienzwert der Stromnetzbetreiber hdher ins Gewicht féllt als derjenige fir Gasnetz-
betreiber und tragt den Besonderheiten der Effizienzvergleiche fir Strom- und Gas-
netze Rechnung.

Die Begriindung zum Verordnungstext (BR-Drs. 417/07, S.69) nennt als mdgliche
Gewichtungsmerkmale Mengen, Erlose, die Zahl der Zahlpunkte oder Kunden. Als
Gewichtungsmerkmal hat die Bundesnetzagentur die Aufwandsparameter (mit nicht
' standgrdisierten Kapitalkosten) des Netzbetreibers (Gesamtkosten abzlglich der
dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile) herangezogen. Durch dieses Gewich-
tungsmerkmal flieRen indirekt sémtliche Strukturparameter ein, welche die Héhe des
Effizienzwertes beeinflussen.

2.4. Ermittlung der beeinflussbaren Kostenanteile
nach § 11 Abs.4 ARegV

Ein wesentliches Element zur Bestimmung der kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen
in der zweiten Regulierungsperiode ist die durch den Verteilungsfaktor (V) gleich-
méaRig abzubauende individuelle monetédr bewertete Ineffizienz des Netzbetreibers,
deren Abbau innerhalb einer Regulierungsperiode abgeschlossen sein muss
(§ 16 Abs.1 S.1 und 3 ARegV). Die monetér bewertete Ineffizienz eines Netzbetrei-
bers (I o) ermittelt sich aus der Differenz der Gesamtkosten (GK) nach Abzug der
dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs.2 ARegV (KA 4nb0) und
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den mit dem Effizienzwert gemall § 15 Abs.3 S. 1 ARegV (EW) multiplizierten Ge-
samtkosten (GK) nach Abzug der dauerhaﬁ nlcht beeinflussbaren Kostenanteile
(§ 15 Abs.3 S.2 ARegV). Somit gilt:

o = (GK = KA gnbo) — (GK — KA gnp0) * EW

2.4.1. Beeinflussbare Kostenanteile im Basisjahr

Als beeinflussbare Kostenanteile gelten gemaRk § 11 Abs.4 ARegV alle Kostenantei-
le, die nicht dauerhaft oder vorlibergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile sind.
Die Héhe der beeinflussbaren Kosten ist Anlage A1. Kalenderjdhrliche Erlésober-
grenzen, Zelle D74 zu entnehmen.

2.4.2. Individuelle Effizienzvorgabe nach § 16 ARegV

Die Festlegung der Erlésobergrenze durch die Regulierungsbehoérde hat gemag
§ 16 Abs.1 S.1 ARegV so zu erfolgen, dass die nach den §§ 12 bis 15 ARegV ermit-
telten, monetar bewerteten Ineffizienzen (beeinflussbarer Kostenanteil, KApg) unter
Anwendung eines Verteilungsfaktors (V) rechnerisch innerhalb einer oder mehrerer
Regulierungsperioden gleichmaRig abgebaut werden (individuelle Effizienzvorgabe).

Far die zweite Regulierungsperiode wird die individuelle Effizienzvorgabe geman
§ 16 Abs.1 S.3 ARegV dahingehend bestimmt, dass der Abbau der ermittelten Ineffi-
zienzen nach einer Regulierungsperiode abgeschiossen sein muss. Eine Regulie-
rungsperiode dauert gemaR § 3 Abs. 2 ARegV flinf Jahre. Somit hat der Abbau der
ermittelten monetar bewerteten Ineffizienzen in der zweiten Regulierungsperiode in-
nerhalb von finf Jahren zu geschehen. Daraus ergibt sich ein Verteilungsfaktor (V)
von 0,2 * t.

Jahr t V,
2013 1 0,2
2014 2 0.4
2015 o 0,6
2016 4 0,8
- 2017 5 1,0
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Die Hohe der nicht abgebauten beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs. 2
ARegV des jeweiligen Kalenderjahres ergibt sich aus Anlage A1. Kalenderjdhrliche
Eriésobergrenzen, Zellen E78 bis 178.

2.5. Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV

GemadlR § 8 ARegV ergibt sich der Wert flr die allgemeine Geldwertentwicklung aus
dem durch das Statistische Bundesamt verdffentlichten Verbraucherpreisgesamtin-
dex (VPI). Fiur die Bestimmung der Erlésobergrenzen nach § 4 Abs.1 ARegV wird
der VPI des vorletzten Kalenderjahres vor dem Jabhr, fur das die Erlésobergrenze gilt,
verwendet (VPI,). Dieser wird ins Verhaltnis gesetzt zum VPI fir das Basisjahr
(VP ).

Basisjahr ist gemal § 6 Abs.1 ARegV das Jahr 2010. GemaR Statistischem Bundes-
amt betrégt der VPI fiir das Jahr 2010 108,2 und fiir das Jahr 2011 110,7, wobei der
Wert des Jahres 2005 auf 100 normiert ist (abrufbar im Internet unter: https://www-
genesis.destatis.de/genesis/online > Suche nach: 61111-0001). Entsprechend dem
Term VPI/ VPl der in Anlage 1 zu § 7 ARegV aufgefiihrten Regulierungsformel
ergibt das Verhéltnis des VPI fiir das Jahr 2011 zum VPI fir das Jahr 2010 fir das
erste Jahr der zweiten Regulierungsperiode (2013) einen Inflationsfaktor in Héhe von
1,0231.

Far die Folgejahre der zweiten Regulierungsperiode (2014 bis 2017) hat die Be-
schlusskammer die relative prozentuale Veranderung des VPI des Jahres 2011 ge-
genidber dem Basisjahr 2010 eskaliert, da im Zeitpunkt der Beschlussfassung noch
keine Erkenntnisse hinsichtlich des VPI der Kalenderjahre 2012 bis 2017 vorliegen
konnten. Das Vorgehen der Beschlusskammer ist zweckmaRig, da der Netzbetreiber
einerseits gemaR § 4 Abs.3 S.1 ARegV bei einer Anderung des Verbraucherpreisge-
samtindex nach § 8 ARegV zur Anpassung der Erlésobergrenze verpflichtet ist und
so andererseits eine moglichst sachgerechte Abschatzung der zukinftigen Entwick-
lung des VPI erfolgen kann.

Fir das zweite Jahr der zweiten Regulierungsperiode (2014) wurde demgemaéR ein
Inflationsfaktor in Hohe von 1,0467, fir das dritte Jahr der zweiten Regulierungsperi-
ode (2015) ein Inflationsfaktor in Héhe von 1,0709, fur das vierte Jahr der zweiten
Regulierungsperiode (2016) ein Inflationsfaktor in Héhe von 1,0957 und fiir das flinf-
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te Jahr der zweiten Regulierungsperiode (2017) ein Inflationsfaktor in Héhe von
1,1209 (alle Werte wurden auf vier Nachkommastellen gerundet) angenommen. Die
Inflationsfaktoren fir die jeweiligen Jahre in Bezug auf das Basisjahr — d. h. die rela-
tive prozentuale Anderung des VPI des jeweiligen Jahres gegentiber dem VPI des
Basisjahres 2010 — ist in nachstehender Tabelle als zweistellig gerundeter Prozent-
wert dargestellt:

Jahr VPI(IVPIO

2013 231%
2014 467 %
2015 7,09 %
2016 9,57 %
2017 12,10 %

Die Beschlusskammer hat diese Werte bereits bei der vorliegenden Festlegung der
kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen der Jahre 2013 bis 2017 beriicksichtigt (Anlage
A1. Kalenderjdhrliche Erlésobergrenzen, Zellen H13 bis H17).

2.6. Genereller sektoraler Produktivitdtsfaktor nach § 9 ARegV

Im Rahmen der Anreizregulierung ist bei der Bestimmung der Erlésobergrenzen zu
berlicksichtigen, wie sich die Produktivitat der gesamten Branche abweichend von
der Gesamtwirtschaft entwickelt. Dies erfolgt durch den generellen sektoralen Pro-
duktivitatsfaktor (PF ).

Gemal § 9 Abs. 1 ARegV wird der generelle sektorale Produktivititsfaktor aus der
Abweichung des netzwirtschaftlichen Produktivitatsfortschritts vom gesamtwirtschaft-
lichen Produktivitatsfortschritt sowie der gesamtwirtschaftlichen Einstandspreisent-
wicklung von der netzwirtschaftlichen Einstandspreisentwicklung ermittelt.

In der zweiten Regulierungsperiode betragt der generelle sektorale Produktivitatsfak-
tor fur Gas- und Stromnetzbetreiber jahrlich 1,5 Prozent (§ 9 Abs. 2 ARegV). Der
Bundesgerichtshof hat die RechtmaRigkeit der Regelung tiber den generellen sekt-
oralen Produktivitatsfaktor nach § 9 ARegV bestétigt (BGH, EnVR 31/10, Rn. 16 ff.).

In Anlage 1 zu § 7 ARegV wird die Variable PF  als der generelle sektorale Produkti-
vitatsfaktor nach Mallgabe des § 9 ARegV definiert, der die Veranderungen des ge-
nerellen sektoralen Produktivitdtsfaktors fiir das Jahr t der jeweiligen Regulierungs-
periode im Verhéltnis zum ersten Jahr der Regulierungsperiode wiedergibt. Die Ver-
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dnderungen des generellen sektoralen Produktivitatsfaktors fir das Jahr t der jeweili-
gen Regulierungsperiode im Verhéltnis zum ersten Jahr der Regulierungsperiode
(PFy) ergeben sich demgemaR mittels des folgenden Algorithmus:
PF¢=(1+0,015)*t -1 (Anlage A1. Kalenderjdhrliche Erlésobergrenzen, Zellen
113 bis 117).

2.7 Erweiterungsfaktor nach § 10 ARegV

Sofern der Netzbetreiber gem. § 4 Abs. 4 Nr. 1 ARegV die Anpassung der kalender-
jéhrlichen Erlésobergrenzen aufgrund eines Erweiterungsfaktors nach § 10 ARegV
beantragt hat, wird Gber diesen Antrag in einem gesonderten Beschluss entschieden.

2.8. Qualititselement nach § 19 ARegV
T I et CNUR a—
B e e i U e S S )

2.9. Saldo des Regulierungskontos nach § 5 Abs.4 ARegV

Die Differenz zwischen den zuldssigen Erlésen und den vom Netzbetreiber unter Be-
ricksichtigung der tatsachlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlésen wird geman
§ 5 Abs.1 S.1 ARegV jahrlich auf dem Regulierungskonto verbucht. Gleiches gilt ge-
mal § 5 Abs.1 5.2 ARegV fur die Differenz zwischen den fir das Kalenderjahr tat-
sachlich entstandenen Kosten fiir die Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen
und den in der Erlésobergrenze diesbezlglich enthaltenen Ansétzen.

Die Differenzen sind gemaR § 5 Abs. 2 S. 1 ARegV in Héhe des im jeweiligen Kalen-
derjahr durchschnittlich gebundenen Betrags zu verzinsen. Der durchschnittlich ge-
bundene Betrag ergibt sich gemaR § 5 Abs. 2 S. 2 ARegV aus dem Mittelwert von
Jahresanfangs- und Jahresendbestand. Die Verzinsung richtet sich gemal §5
Abs. 2 S. 3 ARegV nach dem auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre
bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veréffentlichten Um-
laufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inléandischer Emittenten.
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Ubersteigen die tatsachlich erzielten Erlése die nach § 4 ARegV zulédssigen Erldse
des letzten abgeschlossenen Kalenderjahres um mehr als 5 %, so sind gemaR § 5
Abs. 3 ARegV die Netzentgelte durch den Netzbetreiber nach MaRgabe des § 17
ARegV anzupassen. Eine Anpassung der Erldsobergrenze innerhalb der Regulie-
rungsperiode auf Grund der Anderungen der jéhrlich verbuchten Differenzen nach
§ 5 Abs. 1 ARegV findet gemaR § 5 Abs. 4 S.4 ARegV nicht statt.

Die Bundesnetzagentur hat vorldufig gemaR §5 Abs.4 S.1 ARegV i.V.m. § 34
Abs. 2 ARegV den vom Netzbetreiber gemeldeten Saldo des Regulierungskontos fiir
die Kalenderjahre 2009, 2010 und 2011 zu Grunde gelegt; eine Prifung erfolgt ge-
sondert. Der Ausgleich des Regulierungskontos erfolgt gemaR § 5 Abs. 4 S.2
ARegV durch gleichmaRig Uber die zweite Regulierungsperiode verteilte Zu- oder
Abschlége. Die Hohe der vorlaufig zu berlicksichtigenden Zu- oder Abschldge ist An-
lage A1. Kalenderjahrliche Erlésobergrenzen, Zellen E98 bis | 98 zu entnehmen,

2.10. Mehrerlésabschopfung analog § 10 GasNEV

Im Hinblick auf die Mehrerlésabschépfung (BK9-07/915-MEA) sind die Erlésober-
grenzen der Kalenderjahre 2013 bis 2017 um die in Anlage A3. Sondersachverhal-
te genannten Betrage zu reduzieren.

M. Meldepflichten

Die Anordnung des Tenors zu 2.) ergeht auf der Grundlage der § 29 Abs. 1 EnWG
i. V. m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV.

Gemal § 4 Abs. 3 S. 1 ARegV ist der Netzbetreiber bei einer Anderung des Verbrau-
cherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV verpflichtet, die Erlésobergrenze jeweils zum
1. Januar eines Kalenderjahres anzupassen. Gleiches gilt bei der Anderung von
dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs.2 S. 1 Nr. 4 und 8
ARegV und volatilen Kostenanteilen gemaR § 11 Abs. 5 ARegV. Einer erneuten
Festlegung der Erlésobergrenze bedarf es ausweislich § 4 Abs. 3 S. 2 ARegV in die-
sen Fallen nicht.
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Auch die zwischen dem in Kraft treten des EnWG und dem Wirksamwerden der ers-
ten Entgeltgenehmigung rechtsgrundlos erzielten Mehrerlése nach § 34 Abs. 1
ARegV i. V. m. § 10 GasNEV analog sind dabei zu beriicksichtigen.

Die entsprechende Verpflichtung des Netzbetreibers zur Anpassung der Erldsober-
grenzen ist ausweislich der Verordnungsbegrindung in der Festlegung aufzunehmen
(BR-Drs. 417/ 07, S. 44 f.). Die Verpfiichtung zur Anpassung der Erlésobergrenzen
wird daher geméaR § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG nochmals
ausdriicklich angeordnet. Dies dient der Durchsetzung der Rechtslage, da hiermit die
Méglichkeit eréffnet wird, die Verpflichtung nach § 94 EnWG durchzusetzen.

V. Netziibergdnge

Die Anordnung des Tenors zu 3.) ergeht auf Grundlage der § 29 Abs.1 EnWG
i.V.m.§32Abs. 1 Nr. 11 und § 28 Nr. 8 ARegV.

GemaR § 28 Nr. 8 ARegV ist der Netzbetreiber verpflichtet, den Ubergang von Net-
zen, Netzzusammenschllissen und -aufspaltungen nach § 26 ARegV anzuzeigen.
Nach MaRgabe der §§ 29 Abs. 1 EnNWG i. V. m. § 32 Abs. 1 Nr. 11 ARegV kann die
Bundesnetzagentur Entscheidungen zu Umfang, Zeitpunkt und Form der nach den
§§ 27 und 28 ARegV zu erhebenden und mitzuteilenden Daten, insbesondere zu den
zulassigen Datentragern und Ubertragungswegen treffen. In Ausiibung dieser Be-
fugnis ordnet sie an, dass der Netzbetreiber ohne schuldhaftes Zégern den Uber-
gang von Netzen, Netzzusammenschliissen und -aufspaltungen nach § 26 ARegV
anzuzeigen hat. Hierdurch wird sichergestellt, dass die Bundesnetzagentur zeitnah
von dem Sachverhalt erfihrt und sicherstellen kann, dass die Vorgaben des § 26
ARegV eingehalten werden. Die Anordnung dient der Durchsetzung der Rechtslage,
da hiermit die Moglichkeit eréffnet wird, die Verpflichtung nach § 94 EnWG durchzu-
setzen.

V. Vorldufige Anordnung gem. § 72 EnWG

Die Anordnung zu Ziffer 4, die die vorlaufige Festlegung der Erl6sobergrenzen des
Netzbetreibers regelt, ergeht auf Grundlage des § 72 EnWG i. V. m. § 4 Abs. 1 und
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Abs. 2 S. 1 ARegV i. V. m. den dort genannten Rechtsvorschriften. Nach § 72 EnWG
kann die Regulierungsbehdrde bis zur endgltigen Entscheidung vorldufige Anord-
nungen treffen.

Die Festlegung der kalenderjdhrlichen Erlésobergrenzen der zweiten Regulierungs-
periode hat gem. § 3 i. V. m. § 34 Abs. 1b ARegV bis zum 01.01.2013 zu erfolgen.
Im Rahmen der Festlegung ist auch der Regulierungskontobestand des Netzbetrei-
bers zu beriicksichtigen (§ 4 Abs. 1i.V.m. § 5 Abs. 4 ARegV sowie § 4 Abs. 1i. V. m.
§7 i. V.m. Anlage 1 ARegV). Eine abschlieRende Feststellung des Regulierungs-
kontobestandes war bis zum 01.01.2013 nicht mdglich. Die Beschlusskammer hat
daher das ihr in § 72 EnWG eingerdumte Ermessen dahingehend ausgelibt, dass
allein eine vorlaufige Anordnung die erforderliche Rechtssicherheit fiir Netzbetreiber
und Netznutzer gewéhrleisten kann.

Die Entschefdung nach § 72 EnWG ist ihrer Natur nach befristet; sie tritt mit einer
Entscheidung in der Hauptsache auBer Kraft.

VI. Gebiihren

Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91 EnWG.

VIL. ' Anlagenverweis

Die beigefugten Anlagen A1. Kalenderjdhrliche Erlésobergrenzen und A3. Son-
dersachverhalte sowie die Anlagen | und Il sind Bestandteil dieses Beschlusses.
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RECHTSMITTELBELEHRUNG

Gegen diesen Beschluss kann binnen einer Frist von einem Monat nach Zustellung
Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist schriftlich bei der Bundesnetz-
agentur (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es geniigt, wenn
die Beschwerde innerhalb der Frist beim Oberlandesgericht Celle (Hausanschrift:
SchloBplatz 2, 29221 Celle) eingeht.

Die Beschwerde ist zu begriinden. Die Frist flir die Beschwerdebegriindung betrégt
einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag
von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlangert werden. Die Be-
schwerdebegriindung muss die Erkl&rung, inwieweit der Beschluss angefochten und
seine Abanderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen
und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stitzt, enthalten. Die Beschwerde-

schrift und Beschwerdebegriindung missen durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet
sein.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs.1 EnWG).

Bonn, den 25.01.2013

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer
7
, /V &
Hel u\jFuB Roland Naas
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Im Vereinfachten Verfahren ist die Anlage A2. nicht belegt!
Diese Seite bleibt aus technischen Griinden frei.
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enthalt Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse Anlage |-NB

Mitteilung zur Bestimmung des Ausgangsniveaus der
kalenderjahrlichen Erlésobergrenzen nach § 6 Abs. 1 ARegV

GemaR § 6 Abs. 1 S. 1 ARegV ermittelt die Beschlusskammer das Ausgangsniveau fir die
Bestimmung der kalenderjahriichen Erlésobergrenzen in der zweiten Regulierungsperiode
durch eine Kostenprifung nach den Vorschriften des Teils 2 Abschnitt 1 der GasNEV. Die
zweite Regulierungsperiode beginnt am 01.01.2013. Die Kostenpriifung erfolgt nach § 6 Abs.
1 S. 3 ARegV im vorletzten Kalenderjahr vor Beginn der Regulierungsperiode auf der
Grundlage der Daten des letzten abgeschlossenen Geschéftsjahres, Dabei gilt gemaR § 6
Abs. 1 S. 4 ARegV das Kalenderjahr, in dem das der Kostenprifung zugrunde liegende
Geschéftsjahr endet, als Basisjahr im Sinne der Verordnung., Demnach erfolgt die
Kostenprifung auf der Grundlage der Kostendaten des Basisjahres 2010.

Fir die Bestimmung des Ausgangsniveaus der kalenderj&hrlichen Eridsobergrenzen fur die
zweite Regulierungsperiode Gas (2013 bis 2017) sind die Netzkosten nach § 6 Abs. 1 S, 1
ARegV i.V.m. §§ 4 bis 9 GasNEV zu ermitteln. GemaR § 4 Abs. 2 GasNEV setzen sich die
Netzkosten aus den aufwandsgleichen Kosten nach §5 GasNEV, den kalkulatorischen
Abschreibungen nach § 6 GasNEV, der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung nach § 7
GasNEV sowie den kalkulatorischen Steuern nach §8 GasNEV, unter Abzug der
kostenmindernden Erlése und Ertrdge nach § 9 GasNEV, zusammen. Bilanzielle und
kalkulatorische Kosten sind nur insoweit anzusetzen, als sie einen Bezug zum Netzbetrieb
aufweisen (§4 Abs. 1S.1 GasNEV), den Kosten eines effizienten und strukturell
vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen (§ 4 Abs. 1, S. 1 GasNEV, § 21 Abs. 2 S. 1
EnWG) und sich bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen ihrem Umfang nach
einstellen wirden (vgl. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG). GemaR § 6 Abs, 3 S. 2 ARegV, der die
Unanwendbarkeit von § 3 Abs. 1 S. 4, 2. Hs. GasNEV statuiert, ist dabei die
Beriicksichtigung von Plankosten und -erlésen ausgeschlossen. Kosten und Erlése bzw.
Ertréage, die dem Grunde oder der Héhe nach auf einer Besonderheit des Geschéftsjahres
beruhen, auf das sich die Kostenpriifung bezieht, sind gem. § 6 Abs. 3 S. 1 ARegV nicht zu
berlcksichtigen.

Die so ermittelten Netzkosten, die gem. § 6 Abs. 1 ARegV das Ausgangsniveau fir die
Bestimmung der Erlésobergrenzen bilden, ergeben sich aus Anlage 1-NB (Zelle F105) und
betragen
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enthélt Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse Anlage |-NB

Die Beschlusskammer hat der Priifung, neben dem nach § 6 Abs. 1 ARegV iV.m. § 28
GasNEV vorzulegenden Bericht, den Erhebungsbogen zu Grunde gelegt, der vom
Netzbetreiber tiber das Energiedatenportal ibermittelt wurde. Bei der Ubermittiung wurde die
Bezeichnung der XLS-Datei mit einem Datum und einem sog. Hashwert versehen, um eine
eindeutige Kennzeichnung der Datei zu ermdglichen. Welcher Erhebungsbogen der Priifung
zu Grunde gelegt wurde, ist den Anlagen 1-NB bis 6-NB (jeweils Zelle B9) zu entnehmen.

1 Aufwandsgleiche Kosten

Aufwandsgleiche Kosten sind zu beriicksichtigen, wenn sie einen Bezug zum Netzbetrieb
aufweisen (§ 3 Abs. 1 S. 1 GasNEV), den Kosten eines effizienten und strukturell
vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen (§ 4 Abs. 1, Abs. 2 §. 1 GasNEV, § 21 Abs. 2 S.
1 EnWG) und sich bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen ihrem Umfang nach
einstellen wirden (vgl. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG).

Aufwandsgleiche Kosten sind nur anzuerkennen, wenn sie einen eindeutigen Bezug zum
Netzbetrieb aufweisen. Kosten, die nicht ursachlich aus dem Betrieb des Netzes entstehen
oder dem Betrieb des Netzes zu dienen bestimmt sind, sind folglich nicht zu ber{icksichtigen.
Demgemal sind Kosten, die inrem Entstehensgrunde oder ihrem Verwendungszweck nach
dem Vertrieb oder anderen Unternehmensaktivititen zuzuordnen sind, grundsétzlich nicht
auf den Netzbetrieb bezogen und somit nicht berlicksichtigungsfahig.

Der Netzbetreiber ist darlegungs- und beweisverpfiichtet fir die Tatsache, dass die geltend
gemachten Aufwendungen tatsachlich entstanden sind. Dies ergibt sich bereits aus der
Natur der zu prifenden Informationen, die allesamt dem Rechnungswesen des
Netzbetreibers entstammen. Diese internen Vorgdnge sind der Beschlusskammer nicht
bekannt, solange der Netzbetreiber nicht selber die beurteilungsrelevanten Kosten darlegt
und diese dezidiert nachweist. Dem steht auch nicht der Amtsermittiungsgrundsatz
entgegen. Der Pflicht der Behérde, den Sachverhalt in eigener Verantwortung aufzukléaren
(§ 68 EnWG und 24 VwVfG) stehen insoweit Obliegenheiten des Netzbetreibers gegeniber;
die Mitwirkungslast begrenzt die Amtsaufkldrungspflicht der Verwaltungsbehérde. Diese
braucht entscheidungserhebliche Tatsachen nicht zu ermitteln, die der Betroffene ihr zu
unterbreiten hat (vgl. BGH, EnVR 79/07, Rn. 21, BVerwG, 5 C 27/85, NVwZ 1987, 405).
Nicht nachgewiesene Kosten sind nicht anerkennungsféhig (so auch: OLG Dusseldorf, VI-3
Kart. 472/06 (V) und BGH, EnVR 6/08).

Die Bertcksichtigung von Plankosten und -erlésen ist gem. § 6 Abs. 3 S. 2 ARegV
ausgeschlossen. § 6 Abs, 3 S. 2 ARegV regelt, dass § 3 Abs. 1 S. 4, 2. HS GasNEV bei der
Durchfthrung der Kostenprifung zur Bestimmung des Ausgangsniveaus nach § 6 Abs. 1
ARegV keine Anwendung findet. Kosten und Erlése bzw. Ertrdge, die auf einer Besonderheit
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des Geschéaftsjahres beruhen, sind gem. § 6 Abs. 3 S. 1 ARegV ebenfalls nicht zu
berlicksichtigen.

11.  Aufwendungen fiir die Beschaffung von Ausgleichsenergie fiir den
Basisbilanzausgleich (Ziffer 1.1.1.5)

Der vom Netzbetreiber angesetzte Betrag in Hohe von (NENEEER ist vorliegend nicht
berlicksichtigungsféhig, da dieser nicht zu den im Rahmen der Bestimmung des
Ausgangsniveaus fUr die Festlegung der Erlésobergrenzen 2013ff. zu ermitteinden
Netzkosten zahit.

1.2, Aufwendungen fiir Wartungs- und Instandhaltungsleistungen durch Dritte
(Ziffer 1.1.2.4.)

Die vom Netzbetreiber geltend gemachten Aufwendungen fur Wartungs- und
Instandhaltungsleistungen durch Dritte waren in einer Héhe von D nicht zu
beriicksichtigen.

Der Netzbetreiber hat Aufwendungen fir durch Dritte erbrachte Wartungs- und
Instandhaltungsleistungen in einer Héhe von (S Egeitend gemacht.

Netzbetreiber kénnen gemaR § 4 Abs. 5a GasNEV Kosten oder Kostenbestandteile, die auf
Grund von Dienstleistungen durch Ditte anfallen, maximal in der Héhe ansetzen, wie sie
anfielen, wenn sie die Leistung selbst erbringen wirden. Ein effizientes, im Wettbewerb
stehendes Unternehmen wird nur dann Dienstleistungen bei Dritten beauftragen, wenn es
diese nicht glinstiger selbst erbringen kénnte. Stellt sich die Dienstleistungserbringung durch
Dritte als wirtschaftlich glnstiger dar, so wird sich ein effizientes, im Wettbewerb stehendes
Unternehmen das glnstigste Angebot zur Erbringung der bendtigten Dienstleistungen
auswdhlen. Die Preise fir die Erbringung von Dienstleistungen durch Dritte sind somit an
den kalkulatorischen Vorgaben der GasNEV zu messen. Liegt das gezahlte Entgelt dagegen
unterhalb der nach den kalkulatorischen Vorgaben der GasNEV ermittelten Kosten, sind
ausschliefllich Kosten in der Héhe des tatsdchlich gezahlten Entgeltes anzusetzen. Daher
werden die kalkulatorischen Kosten des Dienstleistungserbringers nach den Malistaben der
GasNEV geprift. § 4 Abs. 5a GasNEV folgt insoweit dem Regelungsmodell des § 4 Abs. 5
GasNEV (BR-Drs. 312/10(B), S. 10). Fur letztere Regelung hat der BGH die hier verfolgte
Prifungsmethodik der Beschlusskammer vollumfénglich bestatigt (BGH, EnVR 79/07- ,SWU
Netz GmbH").
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Soweit nach § 6 Abs. 3 S. 1 ARegV Kosten dem Grunde oder der Hohe nach auf einer
Besonderheit des Geschaftsjahres beruhen, auf das sich die Kostenpriifung bezieht, bleiben
sie bei der Ermittlung des Ausgangsniveaus unberiicksichtigt.

Eine Besonderheit des Geschaftsjahres liegt vor, wenn bestimmte Kosten des Netzbetriebs
nicht periodisch, im Laufe der zweiten Regulierungsperiode, wiederkehren, sondern
ausschlieRlich einmalig im Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV anfallen. Der Regelung des § 6
Abs. 3 S. 1 ARegV liegt die Uberlegung zu Grunde, dass die Heranziehung der Kosten eines
bestimmten Geschéftsjahres als Grundlage fir die Festlegung der Erldsobergrenzen dann
gerechtfertigt ist, wenn die Kostenstruktur in den aufeinanderfolgenden Geschéftsjahren in
der Regel im Wesentlichen gleich ist (vgl. BGH, EnVR 48/10 — ,EnBW Regional AG"). Mit
diesem Konzept wére nicht vereinbar, wenn das Ergebnis der Kostenpriifung 2010 auch
insoweit Grundlage fir die Festsetzung der Erlésobergrenzen bildete, als dort
Besonderheiten berlicksichtigt sind, die ausschlielich in diesem Geschéftsjahr aufgetreten
sind. Dies kann der Fall sein, wenn in dem maRgeblichen Geschéftsjahr einmalige Effekte zu
verzeichnen sind, die das Kostenniveau signifikant gegeniiber den Kosten der Vorjahre
erhdhen. Eine Besonderheit liegt hingegen nicht vor, wenn der Netzbetreiber plausibel
darlegt, dass erstmals im Basisjahr Kosten zu verzeichnen sind, die im Laufe der
Regulierungsperiode (Wirkungszeitraum) fortlaufend wiederkehren.
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Es ist nicht ersichtlich, dass die Kosten in Héhe von @SSR periodisch im Laufe der
zweiten Regulierungsperiode wiederkehren. Die aus der Besonderheit des Geschéftsjahres
resultierenden Kostenanteile wurden daher nicht ber(icksichtigt.

1.3. Aufwendungen fiir Differenzmengen (Ziffer 1.1.2.6.)

Die Aufwendungen fir Differenzmengen sind nicht zu berlicksichtigen. Die aufwandsgleichen
Aufwendungen und Erlése aus Differenzmengen werden stets neutralisiert. Aufwendungen
fur Differenzmengen stehen entsprechende Erlése gegeniber. Differenzmengen sind gem. §
29 Abs. 6 GasNZV aF. bzw. § 25 Abs. 3 GasNZV n.F. unmittelbar zwischen dem
Netzbetreiber und den Transportkunden zu verrechnen, so dass Differenzmengen in den
Netzentgelten generell nicht zu beriicksichtigen sind. ;

1.4. Aufwendungen fiir bezogene Leistungen, Sonstiges (Ziffer 1.1.2.7.)

GemaR der Uberleitungsrechnung zur Gewinn- und Verlustrechnung 2010 (Tabellenblatt
A2.1 GuV 10 des Erhebungsbogens) wird ein Betrag in Hohe von (P den sich aus
der GuV ergebenden Aufwendungen hinzugerechnet (siehe Spalte VIl (,Hinzurechnungen®)
des Erhebungsbogens). Gem. dem Bericht nach § 28 GasNEV, S. 7 handelt es sich hierbei
um Aufwand im Zusammenhang mit dem Regulierungskonto. Aufwand im Zusammenhang
mit dem Regulierungskonto kann generell keine Berticksichtigung in den Netzkosten finden,
da ansonsten der Netzkunde die entstandenen Mehrerlse nochmals bezahlen musste.

1.5.  Fremdkapitalzinsen (Zinsen und dhnliche Aufwendungen), Sonstiges (Ziffer
1.3.4)

IR s e e e s R e
R TR s s R T e
S e e e R
i eyt |

Soweit nach § 6 Abs. 3 S. 1 ARegV Kosten dem Grunde oder der Hohe nach auf einer
Besonderheit des Geschéftsjahres beruhen, auf das sich die Kostenpriifung bezieht, bleiben
sie bei der Ermittlung des Ausgangsniveaus unberticksichtigt.

Eine Besonderheit des Geschéftsjahres liegt vor, wenn bestimmte Kosten des Netzbetriebs
nicht periodisch, im Laufe der zweiten Regulierungsperiode, wiederkehren, sondern
ausschlieBlich einmalig im Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV anfallen. Der Regelung des § 6
Abs. 3 S. 1 AReg\V liegt die Uberlegung zu Grunde, dass die Heranziehung der Kosten eines
bestimmten Geschéaftsjahres als Grundlage fir die Festlegung der Eridsobergrenzen dann
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gerechtfertigt ist, wenn die Kostenstruktur in den aufeinanderfolgenden Geschaftsjahren in
der Regel im Wesentlichen gleich ist (vgl. BGH, EnVR 48/10 — ,EnBW Regional AG"). Mit
diesem Konzept wére nicht vereinbar, wenn das Ergebnis der Kostenprifung 2010 auch
insoweit Grundlage fir die Festsetzung der Erlésobergrenzen bildete, als dort
Besonderheiten beriicksichtigt sind, die ausschlieflich in diesem Geschaftsjahr aufgetreten
sind. Dies kann der Fall sein, wenn in dem maRgeblichen Geschaftsjahr einmalige Effekte zu
verzeichnen sind, die das Kostenniveau signifikant gegeniber den Kosten der Vorjahre
erhéhen. Eine Besonderheit liegt hingegen nicht vor, wenn der Netzbetreiber plausibel
darlegt, dass erstmals im Basisjahr Kosten zu verzeichnen sind, die im Laufe der
Regulierungsperiode (Wirkungszeitraum) fortlaufend wiederkehren.

Es ist nicht ersichtlich, dass die geltend gemachten Kosten periodisch im Laufe der zweiten
Regulierungsperiode wiederkehren. Die aus der Besonderheit des Geschéaftsjahres
resultierenden Kostenanteile wurden daher nur zu einem Fiinftel berticksichtigt. Die Klirzung

betragt CERENE”

Zugunsten des Netzbetreibers wurde der Zinsaufwand fur den Rickstellungsbestand im
Zusammenhang mit dem negativen Regulierungskontosaldo flr das Jahr 2010 in Héhe von
o hinzuaddiert (siehe dazu die e-mail des Netzbetreibers vom 22.10.2012).

1.6.  Aufwendungen fiir sonstige betriebliche Kosten, davon Konzessionsabgaben
(Ziffer 1.5.8.)

Die vom Netzbetreiber geltend gemachten Aufwendungen fiir Konzessionsabgaben sind
nicht zu berlicksichtigen, da diese eine Verrechnungsposition zu den entsprechenden
Erldsen aus Konzessionsabgaben darstellen. Die an die Gemeinden fiir die Einrdumung des
Rechts zur Benutzung &ffentlicher Verkehrswege fir die Verlegung und den Betrieb von
Leitungen gezahiten Entgelte werden den Netznutzern in gleicher Hohe in Rechnung
gestellt. Folglich handelt es sich bei der Konzessionsabgabe um einen durchlaufenden
Posten. Den beantragten Kosten miissen Ertrage in gleicher Héhe entgegenstehen. Die
Kosten fur Konzessionsabgaben waren mit den entsprechenden Erlésen zu neutralisieren,
da die Netzentgelte sich zuzliglich Konzessionsabgabe verstehen und insofern eine
Bertlicksichtigung in den Netzkosten sachfremd ist.

1.7. Aufwendungen fiir sonstige betriebliche Kosten, davon Sponsoring, Werbung
und Spenden (Ziffer 1.5.14.)

Die Aufwendungen flr Sponsoring, Werbung und Spenden sind nicht zu beriicksichtigen. Es
handelt sich bei den geltend gemachten Aufwendungen fir Sponsoring, Werbung und
Spenden generell um Kosten, die keinerlei Bezug zum Netzbetrieb aufweisen (vgl. § 3 Abs. 1
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S. 1 GasNEV). Sponsoring, Werbung und Spenden sind, soweit sie als
Kundenbindungsinstrumente eingesetzt werden, in der Netzentgeltkalkulation nicht
berlicksichtigungsfahig. Aus der natlrlichen Monopolstellung des Netzbetreibers ergibt sich,
dass solche Aufwendungen ihren im wettbewerblichen Umfeld bestehenden Zweck in der
Monobolsituation von vorneherein nicht erreichen kénnen, da die Netznutzer regelmaRig
keine Wahimdglichkeit zwischen konkurrierenden Netzbetreibern haben. Der mit
Werbeaktivitdten verbundene Imagegewinn ist — bedingt durch das Monopol eines
Netzbetreibers — flr den Gasnetzbetrieb nicht erforderlich. Die Vorteile, sofern sie nicht
ohnehin ideeller Natur sind, liegen eher beim assoziierten Vertrieb. Ein entsprechender
Nachweis der Betriebsbezogenheit des Grofteils der geltend gemachten Kosten ist Giberdies
nicht erfolgt. Anerkannt wurden von dem geltend gemachten Betrag lediglich 4HENG
(Bearbeitung Internetauftritt und anteilige Kosten fir Eintrag Telefonnummern Gasnetz ins
Telefonbuch). Der GroBteil - insgesamt &SNS - des geltend gemachten Betrages
wurde aufgrund der oben dargelegten Erwagungen gekiirzt.

1.8. Aufwendungen fiir sonstige betriebliche Kosten, davon Bewirtungen und
Geschenke (Ziffer 1.5.16.)

Der geltend gemachte Betrag in Hohe von- wurde vollumfanglich gekirzt, da eine
Betriebsnotwendigkeit nicht ersichtlich ist. Im Bericht nach § 28 GasNEV werden hierzu
keinerlei Eriduterungen gemacht.

1.9.  Aufwendungen fiir sonstige betriebliche Kosten, davon
Einzelwertberichtungen und Abschreibungen auf Forderungen (Ziffer 1.5.17.)

Kosten, die wunter der Positon 1.5.17 (Sonstige betriebliche Kosten, davon
Einzelwertberichtigungen und Abschreibungen auf Forderungen) geltend gemacht werden,
sind nur dann berlicksichtigungsféhig, wenn es sich um Abschreibungen auf uneinbringliche
Forderungen handelt. Uneinbringliche Forderungen liegen vor, wenn es sich um einen
endglltigen Forderungsausfall handelt, d. h. die Beitreibung des Forderungsbetrages
erfolglos  abgeschlossen wurde (bspw. fruchtiose Zwangsvollstreckung oder
Insolvenzverfahren mangels Masse eingestellt). Darliber hinaus steht die Existenz einer
Versicherung gegen Forderungsausfalle einer Kostenanerkennung von Abschreibungen auf
uneinbringliche Forderungen entgegen. Das Vorliegen uneinbringlicher Forderungen ist vom
Netzbetreiber ausfihrlich, unter Nennung der Firma des Debitors, der Héhe des
Forderungsausfalls, der durchgefiihrten MaRnahmen im Rahmen der versuchten Beitreibung
etc. darzulegen.
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Der Netzbetreiber macht unter der Position 4Nl fur Forderungsausfélle geltend. Aus den
Erlauterungen des Netzbetreibers geht hervor, dass es sich zum GroRteil{j il NN

p e PW . Dic Beschlusskammer geht deshalb davon aus, dass

es sich bei dem geltend gemachten Betrag nicht um Abschreibungen auf uneinbringliche

Forderungen handelt, Der geltend gemachte Betrag fur diessi Y.

war daher vollstandig zu kirzen.

2 Kalkulatorische Bewertung des Sachanlagevermégens sowie Ermittlung
der kalkulatorischen Abschreibungen

Zur Gewahrleistung eines langfristig angelegten, leistungsfahigen und zuverldssigen
Netzbetriebs ist die Wertminderung der betriebsnotwendigen Anlagegiter als Kostenposition
bei der Ermittlung der Netzkosten in Ansatz zu bringen (§ 6 Abs. 1 S. 1 GasNEV). Fir die
Ermittiung  der  kalkulatorischen  Abschreibungen und der kalkulatorischen
Eigenkapitalverzinsung ist die Bestimmung der kalkulatorischen Restwerte des
Sachanlagevermogens erforderlich. Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen
ist gemall §6 Abs. 1 S. 3 GasNEV zu unterscheiden nach Anlagegiitern, die vor dem
01.01.2006 aktiviert wurden (Altanlage), und Anlagegitern, die ab dem 01.01.2006 aktiviert
wurden (Neuanlage).

Bei Altanlagen werden fUr den eigenfinanzierten Anteil des Anlagevermégens (maximal
40 %) Tagesneuwerte als Basis flr die weiteren Berechnungen herangezogen (§ 6 Abs. 2
S.2 Nr. 1 GasNEV). Die Tagesneuwerte werden mittels Indexierung der historischen
Anschaffungs- und Herstellungskosten ermittelt. Fir den fremdfinanzierten Anteil des
Anlagevermoégens bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten
den Ausgangspunkt fur die weitere Wertermittiung (§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV).

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind gem. § 6 Abs. 4 GasNEV
ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach der
linearen Abschreibungsmethode jahresbezogen (§ 6 Abs. 5 S. 3 und 4 GasNEV) zu
ermitteln.

Zur lllustration der folgenden Darlegungen wird erganzend ein fiktives Berechnungsbeispiel
in Anlage Il beigefiigt.

2.1.  Historische Anschaffungs- und Herstellungskosten
Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind in § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV

legal definiert als die im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten Anschaffungs- und
Herstellungskosten.
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Entscheidend bei der fir die kalkulatorische Berechnung des Sachanlagevermégens
relevanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist, dass sie den
historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen (Vgl. § 6 Abs. 3, 4
GasNEV). Diese Vorgabe verbietet es bspw., Anschaffungs- und Herstellungskosten durch
eine Rickrechnung anhand zeitnaher iblicher Anschaffungs- und Herstellungskosten unter
Einbeziehung qualitativer Veranderungen des zu betrachtenden Gutes zu ermitteln. Die
Beschlusskammer gehf davon aus, dass die angegebenen Anschaffungs- und
Herstellungskosten der Hohe nach den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten
entsprechen. Die Beschlusskammer behélt sich vor, die Ermittiung der angegebenen
Anschaffungs- und Herstellungskosten einer weiteren Uberpriifung zu unterziehen. Sollte sie
hierbei zu der Erkenntnis gelangen, dass die vom Netzbetreiber fir die Ermittlung der
kalkulatorischen Kosten zugrunde gelegten errechneten Anschaffungs- und
Herstellungskosten nicht den historischen Anschaffungs- -und Herstellungskosten
entsprechen, wird sie von der in § 48 VWVfG normierten Mdglichkeit der Riicknahme
Gebrauch machen.

Nach § 6 GasNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten
den Ausgangspunkt flr die Wertbestimmung des Sachanlagevermogens, insofern die in
Rede stehenden Vermdgensteile betriebsnotwendig sind. Nicht betriebsnotwendige
Vermégensteile sind nicht anzusetzen. Zum notwendigen Betriebsvermoégen gehéren nach
aligemeiner Auffassung nicht nur Vermégensgegenstiande, die unmittelbar dem
Betriebszweck dienen. Vielmehr genigt es, wenn der Vermégensgegenstand mittelbar dem
Betrieb dient.

Nicht  aktivieten sondern z.B. (Uber Instandhaltungsaufwand finanzierten
Vermdgensgegenstdnden fehit die Ansatzfahigkeit schon dem Grunde nach. Da unterstellt
werden muss, dass diese Betrdge in der Vergangenheit schon wieder verdient wurden, ist
der Netznutzer nicht durch erneuten Ansatz als Anschaffungs- und Herstellungskosten zu
belasten.

2.2.  Netzkauf und vergleichbare Fallgestaltungen

GemalR § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV ist bei der Ermittlung der kalkulatorischen
Abschreibungen fir den fremdfinanzierten Anteil der Altanlagen und gem. § 6 Abs. 4
GasNEV bei den Neuanlagen von den jeweiligen, im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig
aktivierten Anschaffungs- und Herstellungskosten (,historische Anschaffungs- und
Herstellungskosten") auszugehen. § 6 Abs. 6 GasNEV untersagt eine Abschreibung unter
Null aufgrund des Wiederauflebens kalkulatorischer Restwerte, insbesondere auch im Falle
einer Verdnderung der urspringlichen Abschreibungsdauer. Nach der ausdriicklichen
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Regelung des § 8 Abs. 7 GasNEV gilt das Verbot der Abschreibung unter Null ungeachtet
einer Anderung der Eigentumsverhéltnisse oder der Begrindung von Schuldverhaltnissen. In
den genannten Vorschriften kommt die eindeutige gesetzliche Vorgabe zum Ausdruck, dass
ein Netzkauf oder vergleichbare Fallgestaltungen nicht zu einer Erhéhung der
berlicksichtigungsfahigen Netzkosten fihren darf. Insoweit hat der Gesetzgeber den
Interessen der Netznutzer an mdglichst geringen Netzkosten den Vorrang eingerdaumt. lhre
sachliche Grundlage findet diese gesetzgeberische Entscheidung in dem Charakter der
Energieversorgungsnetze als natlrliche Monopole, die den Netznutzern regelmagig keine
wettbewerblichen Ausweichmdglichkeiten lassen.

Fir den Fall von Netzkdufen ist dementsprechend festzuhalten, dass ein Anspruch eines
Netzbetreibers, bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte den Kaufpreis fir
erworbene Netze zugrunde zu legen, nicht besteht (BGH, KVR 35/07 - SW Neustadt a.d.W.,
Rn. 47 ff.). Nach § 6 Abs. 6 GasNEV durfen die Abschreibungsgrundlagen nicht verdndert
werden, was bedeutet, dass das Abschreibungsobjekt nur einmal und ohne Erhéhung der
Kalkulationsgrundlage abgeschrieben werden kann. Die Regelung des § 6 Abs. 7 GasNEV
stellt Uberdies ausdriicklich klar, dass das Verbot einer Abschreibung unter Null auch im
Falle eines Eigentimerwechsels gilt. Damit wird bei einem Verkauf eine Verédnderung der
Abschreibungsgrundlage explizit ausgeschlossen. Auch aus der vielfach herangezogenen
.Kaufering“-Entscheidung des BGH (BGH, KZR 12/97) folgt nichts anderes (so explizit fiir die
wortgleiche StromNEV: BGH, KVR 35/07 - SW Neustadt a.d. W., Rn. 47 ff.)

Der Netzbetreiber hat keine Angaben 2zu etwaigen Netzkdufen gemacht. Die
Beschlusskammer geht daher davon aus, dass Netzkdufe der Netzbetreiber nicht erfolgt
sind. Sie behdlt sich eine Ricknahme oder einen Widerruf der Festlegung der
Erlésobergrenzen fur den Fall vor, dass der Netzbetreiber in der Vergangenheit einen
Netzkauf getatigt haben solite.

2.3. Tagesneuwerte

GeméR § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 GasNEV ist fur die Ermittlung der kalkulatorischen
Abschreibungen des eigenfinanzierten Anteils der Altanlagen - ausgehend von dem
jeweiligen Tagesneuwert nach § 6 Abs. 3 S. 1 und 2 GasNEV - die Summe aller
anlagenspezifisch ermittelten Abschreibungsbetrage zu Grunde zu legen. Nach § 6 Abs. 3
S. 1 GasNEV ist der Tagesneuwert der unter Ber{icksichtigung der technischen Entwicklung
mafBgebliche Anschaffungswert zum jeweiligen Bewertungszeitpunkt. Die Umrechnung der
historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten der betriebsnotwendigen Anlageglter
auf Tagesneuwerte hat unter Verwendung anlagenspezifischer oder
anlagengruppenspezifischer Preisindizes zu erfolgen, die auf den Indexreihen des
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Statistischen Bundesamtes, Fachserien 16 und 17, beruhen missen (§ 6 Abs. 3 8. 2
GasNEV).

Die Erfahrungen der Bundesnetzagentur in den Entgeltgenehmigungsrunden haben gezeigt,
dass die Netzbetreiber sehr unterschiedliche Indexreihen zur Anwendung gebracht haben.
Zugleich hat eine Uberpriifung der héufig herangezogenen Indexreihen ergeben, dass deren
Riickfuhrung auf die mafgeblichen Fachserien 16 und 17 des Statistischen Bundesamtes
erheblichen Bedenken begegnet. Vor diesem Hintergrund hat die Beschlusskammer von
ihrer Kompetenz nach § 30 Abs. 2 Nr. 2 GasNEV i.V.m. § 29 Abs. 2 EnWG Gebrauch
gemacht und hat am 26.10.2011 bundeseinheitliche Preisindizes festgelegt (BK9-11/602)."

24. Ermittlung der kalkulatorischen Jahresabschreibung

Die jahrlichen kalkulatorischen Abschreibungen ergeben sich aus der Summe der
Einzelabschreibungen aller Sachanlagen. Hierbei ist zwischen Altanlagen (vor dem
01.01.2006 aktiviert) und Neuanlagen (ab dem 01.01.2006 aktiviert) zu unterscheiden. Alt-
und Neuanlagen unterscheiden sich dadurch, dass fir Altanlagen — im Gegensatz zu den
Neuanlagen - eine Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte gemaR § 6 Abs. 2, 3 und 4
GasNEV vorzunehmen ist. Die kalkulatorischen Abschreibungen sind gem. § 6 Abs. 5 8. 3
GasNEV jahresbezogen zu ermitteln. Daflir ist nach § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV jeweils ein
Zugang des Anlagegutes zum 1. Januar des Anschaffungsjahres zugrunde zu legen.

Grundsticke dirfen nicht abgeschrieben werden. Aus § 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV folgt, dass
Grundstiicke im Rahmen der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung zu historischen
Anschaffungskosten anzusetzen sind. PlanmaRige Abschreibungen sind nach § 253 Abs. 3
S. 1 HGB nur fir solche Vermogensgegensténde zuldssig, deren Nutzung zeitlich begrenzt
ist, wobei sich die =zeitliche Begrenzung der Nutzung aus der Eigenart des
Vermogensgegenstandes ergeben muss, was bei Grundsticken gerade nicht der Fall ist. In
der Konsequenz sieht auch Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV fir Grundstiicke keine
begrenzte Nutzungsdauer vor. Soweit daher in abschreibungsfahigen Positionen, wie z, B.
Bauten, Grundsticksanteile enthalten sind, missen diese Positionen um die
Grundstiicksanteile geklrzt werden.

Die aktuelle Festlegung kann auf der Internetseite der Bundesnetzagentur unter der Adresse:
http://www.bundesnetzagentur.de unter den Mentpunkten: ,Beschlusskammem" - ,Beschlusskammer 9*
=  Festlegung nach § 28 EnWG" =  Beschluss hinsichtlich der Festlegung von Preisindizes zur
Gewdhrlelstung einer sachgerechten Ermittiung von Tagesneuwerten nach § 6 Abs. 3 GasNEV" abgerufen
werden.
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2.4.1. Kalkulatorische Jahresabschreibung fiir Altanlagen

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Altanlagen sind unter Beriicksichtung der
Eigenkapitalquote nach der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln (§ 6 Abs. 2 S. 1
GasNEV). Der eigenfinanzierte Abschreibungsanteil der Altanlagen ist der zu Grunde zu
legende Restwert zu Tagesneuwerten multipliziert mit der Eigenkapitalquote und geteilt
durch die anwendbare Restnutzungsdauer; der fremdfinanzierte Abschreibungsanteil der
Altanlagen ergibt sich aus den relevanten Restwerten zu historischen Anschaffungs- und
Herstellungskosten multipliziert mit der Fremdkapitalquote und geteilt durch die anwendbare
Restnutzungsdauer (§ 6 Abs. 2 S. 2Nr. 11.V.m. § 6 Abs. 3 S. 1 und 2 GasNEV; § 6 Abs. 2 S.
2 Nr. 2 GasNEV).

Die rechnerische Ermittlung der Jahresabschreibungen ist fir die Kalkulation nach GasNEV
durch §6 Abs. 2, 5 iV.m. §32 Abs. 3 und §6 Abs. 6 S. 5 GasNEV geregelt. Der
kalkulatorische Abschreibungsbetrag einer Altanlage ist nach folgender Formel zu ermitteln:

Restwert Restwert ,
TNW,i % EKQUDte+ AKMK)

Kalk. Jahresabschreibung, =
- Restnutzungsdauer; Restnutzungsdauer,

x FKQuote

Hierbei ist die Restnutzungsdauer des Anlagegutes i (Restnutzungsdauer;) gleich der
Differenz aus der Nutzungsdauer nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV und der Anzahl
der vergangenen Jahre seit Errichtung des Anlagegutes. In der Formel beschreiben der
Restwert TNW,/ den kalkulatorischen Restwert der Anlage i zu Tagesneuwerten und der
Restwert AK/HK,i den kalkulatorischen Restwert der Anlage | zu Anschaffungs- und Her-
stellungskosten.

2.4.2. Kalkulatorische Jahresabschreibung fiir Neuanlagen

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind ausgehend von den jeweiligen
historischen  Anschaffungs- und Herstellungskosten nach der linearen
Abschreibungsmethode zu ermitteln. Die kalkulatorische Jahresabschreibung ergibt sich
demnach aus dem Quotienten der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und
der nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV gewahiten Nutzungsdauer. Eine Bewertung
auf Basis der Tagesneuwerte entfallt fir Neuanlagen gemaR § 6 Abs. 4 GasNEV.

Die rechnerische Ermittlung der Jahresabschreibungen ist fur die Kalkulation nach GasNEV
durch § 8 Abs. 4, 5 und 6 S. 5 GasNEV geregelt. Der kalkulatorische Abschreibungsbetrag
einer Neuanlage ist demnach entsprechend folgender Formel zu ermitteln:

Kalk.Jahresabschreibung, = AK_N”;K_

!
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2.5. Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermogens

Die kalkulatorischen Restwerte zum 31.12.2010 ermitteln sich auf Basis der historischen
Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Abzug der vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr
2010 entstandenen kalkulatorischen Abschreibungen.

Grundlage flr die Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen ist § 6 i.V.m. § 32 Abs. 3
GasNEV. Grundsatzlich gilt, dass jahrlich auf Grundlage der jeweiligen betriebsgewdhnlichen
Nutzungsdauern nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV linear abzuschreiben ist und die
jeweils fur eine Anlage in Anwendung gebrachte betriebsgewdhnliche Nutzungsdauer fir die
Restdauer ihrer kalkulatorischen Abschreibung unverandert zu lassen ist (§ 6 Abs. 2 Lmd 5
GasNEV).

Es werden die vom Netzbetreiber angegebenen Nutzungsdauern zu Grunde gelegt, sofern
sich diese innerhalb der Spanne der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV befinden. Liegt die
gewahlte Nutzungsdauer unterhalb des unteren Wertes der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S, 1
GasNEV, wird der untere Wert der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV zu Grunde gelegt.
Liegt die gewahlte Nutzungsdauer oberhalb des oberen Wertes der Anlage 1 zu § 6 Abs, 5
S. 1 GasNEV, wird der obere Wert der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV zu Grunde

gelegt.

2.6. Beriicksichtigungsfahige kalkulatorische Restwerte und kalkulatorische
Abschreibungen des Sachanlagevermdgens

Die kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermégens zu Anschaffungs- und
Herstellungskosten (fir Neuanlagen) wurden nach den vorstehend dargesteliten
Grundsatzen ermittelt und ergeben sich — gegliedert nach Anlagengruppen — aus Anlage 6-
NB bzw. Anlage 2.1-NB (Zellen D12-D52) und bezogen auf die kalkulatorischen
Restwerte Sachanlagevermdgens zu Tagesneuwerten (fir Altanlagen) — jeweils gesondert
fur den Anteil der auf die FK- und EK-Quote entfillt und ebenfalls gegliedert nach
Anlagengruppen — aus Anlage 6-NB bzw. Anlage 2.1-NB (Zellen B12 - C 52). Die Summe
der kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermdgens ergibt sich aus Anlage 6-
NB bzw. Anlage 2.1-NB (Zelle E 52).

Die Anfangs- und Endbesténde der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermdgens
zu Anschaffungs- und Herstellungskosten (fir Neuanlagen) wurden nach den vorstehend
dargesteliten Grundsétzen ermittelt und ergeben sich — gegliedert nach Anlagengruppen —
aus Anlage 6-NB bzw. Anlage 2.2-NB (Zellen D12 - D52 und G12 - G 52) und bezogen
auf die Kkalkulatorischen Restwerte Sachanlagevermdgens zu Tagesneuwerten (flr
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Altanlagen) — gegliedert nach Anlagengruppen — aus Anlage 6-NB bzw. Anlage 2.2-NB
(Zellen B12 - C52 und E12 - F52).

Die den Berechnungen zu Grunde liegenden Werte (origindre Anschaffungs- und
Herstellungskosten nach Jahresscheiben und Nutzungsdauern) und die durchgeflhrten
Berechnungen zur Ermittlung der beriicksichtigungsfahigen kalkulatorischen Restwerte und
kalkulatorische Abschreibungen des Sachanlagevermoégens ergeben sich aus Anlage 6-NB.
Die Berechnungsmethodik wird in Anlage Il nochmals umfassend erldutert.

3. Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung

Die Verzinsung des vom Netzbetreiber eingesetzten Eigenkapitals erfolgt gem. § 7 Abs. 1
GasNEV im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung auf Grundlage des
betriebsnotwendigen Eigenkapitals. Das betriebsnotwendige Eigenkapital ergibt sich gem.
§ 7 Abs. 1 GasNEV unter Beriicksichtigung der Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 GasNEV
aus der Summe der

1. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermdgens der betriebsnotwendigen
Altanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und
multipliziert mit der Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 GasNEV

2 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermdgens der betriebsnotwendigen
Altanlagen bewertet zu Tagesneuwerten und multipliziert mit der Eigenkapitalquote
nach § 6 Abs. 2 GasNEV

3 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermégens der betriebsnotwendigen
Neuanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und

4. Bilanzwerte der betriebsnotwendigen Finanzanlagen und Bilanzwerte des
betriebsnotwendigen Umlaufvermdgens unter Abzug des Steueranteils der
Sonderposten mit Riicklagenanteil

und unter Abzug des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals.

Zur Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat somit eine Ermittiung der kalkulatorischen
Restwerte des Sachanlagevermdgens gemdR § 7 GasNEV zu erfolgen. Bei Altanlagen sind
die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermégens gemal § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und
2 GasNEV sowohl auf Tagesneuwertbasis, als auch auf Basis der Anschaffungs- und
Herstellungskosten zu bestimmen. Fir Neuanlagen erfolgt die Restwertbestimmung geman
§ 7 Abs.1 S. 2 Nr. 3 GasNEV ausschlieBlich auf Basis der Anschaffungs- und
Herstellungskosten. Grundstiicke sind hierbei gemaR § 7 Abs.1 S, 3 GasNEV immer zu
historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten anzusetzen.
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Gemafl § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist sowohl bei den kalkulatorischen Restwerten des
Sachanlagevermégens als auch bei den Bilanzwerten des betriebsnotwendigen
Finanzanlage- und Umlaufvermégens jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs- und
Jahresendbestand anzusetzen. Der Jahresanfangsbestand der kalkulatorischen Restwerte
des Sachanlagevermégens bei Altanlagen wird hierbei durch Addition der Restwerte des
Sachanlagevermégens zum Jahresende 2010 und der Jahresabschreibung 2010 errechnet.

Bei Neuanlagen die im Basisjahr i.5.d. § 6 Abs. 1 ARegV aktiviert wurden, erfolgt keine
Berechnung des Jahresanfangsbestands der kalkulatorischen Restwerte des
Sachanlagevermdgens, da dieser grundsétzlich Null betrdgt. GemaR §7 Abs.
1 8. 3GasNEV ist bei der Mittelwertbildung der jeweilige Jahresanfangsbestand und der
Jahresendbestand zugrunde zulegen. Nach dem Grundsatz der Bilanzidentitéat gemaf § 252
Abs. 1 Nr. 1 HGB mussen die Wertansétze der Eréffnungsbilanz des Geschéftsjahres im
Basisjahr i.5.d. § 6 Abs. 1 ARegV mit denen der Schlussbilanz des vorhergehenden
Geschéftsjahres (bereinstimmen. Da in der Schlussbilanz des vorhergehenden
Geschéftsjahres die erst im Basisjahr i.5.d. § 6 Abs. 1 ARegV aktivierten Neuanlagen
denklogisch noch nicht vorhanden sein koénnen, betrdgt der anzusetzende
Jahresanfangsbestand fir im Basisjahr aktivierte Neuanlagen Null. Gegen diese Bewertung
spricht auch nicht die Regelung des § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV, da ansonsten fur die im
Basisjahr angeschafften Werte des Sachanlagevermdgens, anders als fir alle anderen
Bilanzpositionen, die Mittelwertbildung aufgehoben wére. Ersichtlich wollte der
Verordnungsgeber durch § 6 Abs. 5 8. 4 GasNEV lediglich eine Klarstellung des § 6 Abs. 5
8. 3 GasNEV erreichen und damit deutlich machen, dass die kalkulatorischen
Abschreibungen jahresgenau zu erfolgen haben. Auch systematisch steht § 6 Abs. 5 S. 4
GasNEV in einem eindeutigen Zusammenhang zu § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV. Demgegeniber
besteht jedoch kein systematischer Bezug zu der in § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV geregelten
Mittelwertbildung. Dies wéare nur dann der Fall, wenn der Verordnungsgeber, abweichend
von § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV, den Abschreibungsbeginn auf den 31.12. eines Kalenderjahres
fingiert hatte.

Nach Sinn und Zweck des § 6 Abs. 4 S. 3 GasNEV gilt das Vorstehende auch fiir
Netzbetreiber die ein abweichendes Geschaftsjahr aufweisen, mit der Mallgabe, dass ein
Zugang zum ersten Tag des Geschéftsjahres zu unterstellen ist (z.B. 01.10. des
Kalenderjahres).

Dieses Vorgehen der Beschlusskammer ist fir den Netzbetreiber auch keineswegs
nachteilig, da lediglich ein Aktivtausch vorliegt. D.h. der Netzbetreiber weist zum 31.12. des
Vorjahres i.d.R. Sachanlagevermdgen oder andere Vermdégenswerte auf, die im Laufe des
Basisjahres verbraucht und durch Neuanlagen ersetzt werden. Dem Netzbetreiber stehen
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somit in derselben oder einer anderen Vermdgensposition i.d.R. gleichwertige
Wirtschaftsglter zur Verfigung.

Zur Festlegung der Basis flir die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige
Eigenkapital auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 GasNEV). Die Berechnung
der Eigenkapitalverzinsung hat entsprechend der Systematik der GasNEV in funf Schritten
zu erfolgen:

(1.)  Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote (§ 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV),
(2.)  Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals (§ 7 Abs. 1 8. 2 GasNEV),

(3.) Ermittung des die zugelassene Eigenkapitalquote (bersteigenden
Eigenkapitalanteils (§ 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV),

(4) Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am
Eigenkapital (§ 7 Abs. 3 GasNEV) und

(5.) Emmittlung der Zinsen die auf die beiden Eigenkapitalanteile entfallen
(§ 7 Abs. 6 und Abs. 1 S. 3 GasNEV).

Bei der Ermittiung der Eigenkapitalverzinsung wurden die in Anlage 3-NB aufgefiihrten
Vermogenswerte und Kapitalpositionen zu Grunde gelegt. Eine Ubersicht Gber die
Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung findet sich in Anlage 4-NB.

3A1. Kalkulatorischen Eigenkapitalquote gemaR § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV

3.1.1. Grundsitze

Gemall §6 Abs. 2 S. 3 GasNEV ergibt sich die kalkulatorische Eigenkapitalquote
rechnerisch als Quotient aus dem betriebsnotwendigen Eigenkapital (BNEK /) und den
kalkulatorisch ermittelten Restwerten des betriebsnotwendigen Vermégens zu historischen
Anschaffungs- und Herstellungskosten (BEV /). Dabei wird auch das betriebsnotwendige
Eigenkapital auf der Grundlage des betriebsnotwendigen Vermégens zu historischen
Anschaffungs- und Herstellungskosten errechnet.

Die kalkulatorische Eigenkapitalquote nach §6 Abs. 2 S. 3 GasNEV berechnet sich
demnach aus den folgenden Paositionen:;

Kalk. Restwerte des betriebsnotwendigen Sachanlagevermé&gens
zu historischen AK/HK

Betriebsnotwendige Finanzanlagen

Betriebsnotwendiges Umlaufvermaégen
Grundstiicke zu historischen AK/HK

Betriebsnotwendiges Vermégen | (BNV |

+ o+ o+
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= Steueranteil der Sonderposten mit Riicklageanteil
- Abzugskapital

- Verzinsliches Fremdkapital

= Betriebsnotwendiges Eigenkapital | (BNEK |

Gemal § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist flr jede einzelne Position, die in die Berechnung des
betriebsnotwendigen Eigenkapitals einflieit, der Mittelwert aus dem Jahresanfangs- und
Jahresendbestand zu Grunde zu legen. Die kalkulatorische Eigenkapitalquote ist dann der
Quotient aus dem so definierten BNEK / und dem BNV /.

3.1.2. Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermogens zu historischen
Anschaffungs- und Herstellungskosten

Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermogens zu
historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die Anlagegiter des
Sachanlagevermdgens mit denjenigen Restwerten zu beriicksichtigen, die bei der
Bestimmung der kalkulatorischen Abschreibungen anerkannt wurden. Dariiber hinaus finden
bei der Berechnung der Eigenkapitalquote ggf. weitere Anlagegiter des
Sachanlagevermégens, soweit deren Betriebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde,
Beriicksichtigung, z. B. immaterielle Vermdgensgegenstidnde des Anlagevermdgens sowie
Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau.

Die berlcksichtigungsfdhigen Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des
Sachanlagevermdgens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten fiir Altanlagen
und die Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermégens zu
historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten fir Neuanlagen ergeben sich aus
Anlage 3-NB (Zellen H18 und H30).

3.1.3. Finanzanlagen, Umlaufvermégen

Voraussetzung fur die Anerkennung von Finanzanlagen und Umlaufvermégen ist gem. § 7
Abs. 1 8. 2 Nr. 4 GasNEV, dass diese betriebsnotwendig, d. h. fur die Durchfiihrung des
Netzbetriebes erforderlich, sind. Dass heil’t, bei der i. S. d. §§ 4 ff. GasNEV zu erstellenden
kalkulatorischen Rechnung ist das Kriterium der Betriebsnotwendigkeit maRgeblich. Die
Betriebsnotwendigkeit des Umlaufvermégens kann nicht mit dessen bilanzieller
Bericksichtigung i. R. d. nach § 10 EnWG aufzustellenden Jahresabschlusses begriindet
werden. Kirzungen bei Finanzanlagen und beim Umlaufvermagen haben keine Kiirzung des
abschliefend in § 7 Abs. 2 GasNEV definierten Abzugskapitals zur Folge. Allerdings kann
ein hoheres Abzugskapitals ein hoheres Umlaufvermégen rechtfertigen. Dies ist vom
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Netzbetreiber darzulegen (vgl. BGH, Beschl, v. 07.04.2009, Az. EnVR 6/08, juris: Rd.-Nr. 44,
32f.).

Bilanzrechtliche Ausgleichsbuchungen wie beispielsweise der Kapitalverrechnungsposten
sind fir die vorliegende Betrachtung ebenfalls nicht maRgebend (vgl. BGH, Beschl. v,
07.04.2009, Az. EnVR 6/08, juris: Rd.-Nr. 45).

Dariiber hinaus ist das Heranziehen von Bilanzwerten im Bereich des Umlaufvermégens
schon aus dem Grund nicht sachgerecht,  da es sich bei den Bilanzwerten um
Bestandsgréfien zum jeweiligen Bilanzstichtag handelt. Die Bilanzwerte stellen eine
zeitpunktbezogene Momentaufnahme zum jeweiligen Bilanzstichtag dar. Die unverénderte
Berlcksichtigung dieser Stichtagswerte fiht im Rahmen der kalkulatorischen
Eigenkapitalverzinsung zu kalkulatorischen Kosten - in Form der Eigenkapitalverzinsung -,
die bezogen auf ein volistdndiges Jahr ermittelt werden. Fir den Geschéftsbetrieb des
Netzbetreibers ist jedoch in der Regel davon auszugehen, dass der Bestand des
Umlaufvermégens Schwankungen ausgesetzt ist und dass sich der Bestand zum
Bilanzstichtag — in der Regel zum 31.12. des Kalenderjahres — auf einem hohen Niveau
befindet.

Dariiber hinaus sind nach § 4 Abs. 1 GasNEV i. V. m. § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG bilanzielle und
kalkulatorische Kosten des Netzbetriebs nur insoweit anzusetzen, als sie den Kosten eines
effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen. Der Netzbetreiber
muss sich daher bei seiner unternehmerischen Entscheidung, welches Finanzanlage- und
Umlaufvermégen er als effizient fir seinen Betrieb ansieht, an einem effizienten und
strukturell vergleichbaren Netzbetreiber orientieren. Des Weiteren sind gem. § 21 Abs. 2 S. 2
EnWG nur solche Kostenbestandteile betriebsnotwendig, die sich ihrem Umfang nach im
Wettbewerb eingestellt hatten.

Investitionen im Wesentlichen aus dem Eigenkapital zu finanzieren, entspricht nicht dem
wirtschaftlichen Verhalten eines im Wettbewerb stehenden Unternehmens. Damit wirde, wie
der Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung vom 03.03.2009 ausflhrt, ,das mit der
Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 Satz 4 GasNEV festgelegte Ziel verfehlt, das eingesetzte
Eigenkapital auf héchstens 40% zu begrenzen, weil sich eine hohere Eigenkapitalquote
unter Wettbewerbsbedingungen nicht einstellen wiirde. Die vom Netzbetreiber beabsichtigte
Finanzierung seiner Investitionen wlrde vielmehr dazu flhren, dass die Eigenkapitalguote
noch weiter anstiege, mithin also ein Ergebnis entstinde, das sich noch weiter von dem
Leitbild des § 21 Abs. 2 EnWG entfernen wirde. Hinzu kommt, dass langfristige und
erhebliche Investitionen bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen nicht aus dem
Umlaufvermégen finanziert werden. Eigenkapital im Blick auf zukinftige Investitionen bildet
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[...] ein im Wettbewerb stehendes Unternehmen (ber das Anlagevermégen® (vgl. BGH,
Beschl. v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 26f.).

Solte die Zahlungsfahigkeit des Netzbetreibers durch den Finanzmittelzufluss aus
verdienten Abschreibungen nicht hinreichend gewdhrleistet sein, kann dieser sich auch
kostenginstig Kreditlinien einrdumen lassen, mit denen kurzfristigen
Zahlungsverpflichtungen begegnet werden kann. Einer kostenintensiven und damit
ineffizienten .Hortung* kurz- und mittelfristig liquidierbarer, geldnaher
Vermogensgegenstande bedarf es hierflr nicht. SchlieBlich ist auch ein langfristiges und
damit kostenintensives Ansparen geldnaher Vermogensgegenstande fir Re-Investitionen
unter Effizienzgesichtspunkten nicht akzeptabel.

Das Vorhalten der verdienten Abschreibungen im Umlaufvermdégen wiirde dazu flhren, dass
der urspriingliche Investitionsbetrag 50 Jahre und l&nger in voller Héhe zu verzinsen wére,
wahrend die tatséchliche effiziente Kapitalbindung nur rund halb so hoch ist. Die bei einem
solchen Vorgehen resultierenden Mehrkosten sind gemaR § 4 Abs. 1 GasNEV nicht zu
berlicksichtigen; diese Mehrfachinanspruchnahme der Netznutzer widersprache den
Grundsétzen einer effizienten Betriebsfihrung. GemaR dieses Grundsatzes erstattet der
Netznutzer dem  Netzbetreiber den Werteverzehr des Sachanlagevermdgens
(Abschreibungen) zuzlglich einer angemessenen Verzinsung des eingesetzten Kapitals.
Stellt der Netzbetreiber diese Mittelzuflisse dagegen anteilig oder sogar volistandig in die
Verzinsungsbasis ein, so kommt es zu einer Doppelverzinsung und somit zu einer
Mehrbelastung des Netznutzers.

Aus dem Umstand, dass Ersatzinvestitionen flir die verdienten Abschreibungen in
Einzelfallen nicht immer fristenkongruent verflgbar sind, kann nicht abgeleitet werden, dass
der Netzbetreiber die Kapitalriickflisse im Umlaufvermégen vorhalten muss. In solchen
Féllen sind die Kapitalrtickflusse — weil sie nicht mehr betriebsnotwendig sind - an die Eigen-
bzw. Fremdkapitalgeber zurlickzufithren, damit diese die Mittel fir rentableres Drittgeschéft
als die Anlage im nahezu ertraglosen Umlaufvermégen verwenden kénnen.

3.1.3.1. Finanzanlagen

Finanzanlagen sind im Rahmen der Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung
nicht mit dem in der Bilanz ausgewiesenen Wert in Ansatz zu bringen. Finanzanlagen sind
vielmehr nur berlicksichtigungsfahig, wenn diese fiir den Betrieb des Netzes notwendig sind,
§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 GasNEV. Der Netzbetreiber hat nachvollziehbar darzulegen, weshalb
die von ihm in Ansatz gebrachten Finanzanlagen fiir den Betrieb des Netzes notwendig sind
(vgl. BGH, Beschl. v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 8 ff.).
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Betriebsnotwendiges ~ Vermoégen  eines  Netzbetreibers ist  zundchst das
Sachanlagevermégen, da der Netzbetreiber ohne dieses seinen Geschéftsbetrieb nicht
ausiiben kann. Das Vermdgen eines Netzbetreibers ist somit grundsatzlich in Form des
Sachanlagevermégens anzulegen, auf welches die GasNEV eine adidquate Verzinsung
vorsieht.

Sofern aus einer Finanzanlage keine Zinseinnahmen entstehen, kann dieser nicht als
Finanzanlage einer Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 Alt. 1 GasNEV
unterworfen werden (vgl. hierzu auch BGH, Beschl. v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris:
Rd.-Nr. 28). Werden durch den Netzbetreiber keine Zinsen fur die ausgewiesenen
Forderungen geltend gemacht, zeigt das vielmehr, dass diese fur den Betrieb des Netzes
nicht notwendig sind.

3.1.3.2. Umlaufvermégen

Das Umlaufvermégen umfasst umlaufende bzw. umzusetzende Vermdégensgegenstéande.
Der Bestand dieser Vermdgensgegenstdnde dndert sich durch Zu- und Abgange haufig. Im
Gegensatz zum Anlagevermdgen, welches dauerhaft dem Geschaftsbetrieb dient, befindet
sich das Umlaufvermégen nur kurze Zeit im Unternehmen.

Der Netzbetreiber hat nicht nachgewiesen, dass das geltend gemachte Umlaufvermégen
beriicksichtigungsfahig ist. Hierflr hatte er nachweisen missen, dass das geltend gemachte
Umlaufvermégen der MaRgabe des § 4 Abs. 1 GasNEV i. V. m. § 21 Abs. 2 EnWG
entspricht (vgl. BGH, Beschl. v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 20).

Bei im Wettbewerb stehenden Unternehmen kann davon ausgegangen werden, dass diese
in der Regel mdglichst effizient wirtschaften und dass die liquiden Mittel bzw.
Forderungshestdnde somit effizient eingesetzt und betriebsnotwendig sind. Bei den
Betreibern von Gasversorgungsnetzen handelt es sich jedoch nicht um im Wettbewerb
stehende Unternehmen, so dass ein Beweis des ersten Anscheins nicht gegeben sein kann.

Ein pauschal erhéhter Liquiditdtsaufbau ist ineffizient. Grundséatzlich verursacht
vorgehaltenes Umlaufvermégen Kapitalkosten ebenso, wie jedes andere Betriebsmittel auch.
Eine effiziente Vorhaltung ist insbesondere deshalb geboten, weil Umlaufvermégen in
Gestalt von Vorrédten und Kundenforderungen keine unmittelbaren Ertrage erwirtschaftet und
auch kurz- und langerfristige Bankguthaben ebenfalls nur duBerst geringe Ertrge erbringen,

die wegen der hiermit verbundenen Kapitalkosten zu einer Wertvernichtung zu Lasten der
Netznutzer fuhren. ‘
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Auch die Investitionstatigkeit bzw. das Investitionsverhalten des Unternehmens &ndert nichts
an der Einstufung eines betrdchtlichen Teils des Umlaufvermdgens als nicht
betriebsnotwendig.

Der Wechsel von Investitionszyklen, d.h. von Zeitabschnitten mit erhéhten Investitionen, die
von Zeitabschnitten mit niedrigen Investitionen abgel6st werden, gebietet keinen erhdhten
Bestand an Umlaufvermogen. Selbst wenn die meisten Anlagegiter lange
Abschreibungszeitraume aufweisen, sind diese in der Regel zeitversetzt, so dass aus den
verdienten Abschreibungen Mittel fur neue Investitionen zur Verfigung stehen. Werden fur
einen langeren Zeitraum keine Investitionen getatigt, ist es aus betriebswirtschaftlicher Sicht
nicht effizient, liquide Mittel zu horten. Das Umlaufvermégen hat keine Sparbuchfunktion.
Zum Umlaufvermdgen gehoren Vermégensgegenstdnde, deren Bestand sich durch Zu- und
Abgénge haufig andert. Es ist daher gerade kein dauernd dem Betrieb dienender
Vermogensgegenstand, sondern ein Wirtschaftsgut, das dem sofortigen Verbrauch dient
(vgl. die stdndige Rechtsprechung des BFH: Urteil v. 31.05.2001, Az.: IV R 73/00, juris: Rd.-
Nr. 10; Urteil v. 28.05.1998, Az. XR 80/94, juris: Rd.-Nr. 30).

Die Investitionsfahigkeit des Unternehmens wird u. a. durch den Finanzmittelzufluss aus
verdienten Abschreibungen gewahrleistet. Sollte die Zahlungsfahigkeit des Unternehmens
durch den Finanzmittelzufluss aus verdienten Abschreibungen hingegen nicht gewahrleistet
sein, kann sich das Unternehmen auch Kreditlinien einrdumen lassen, mit denen
kostenglinstig kurzfristigen Zahlungsverpflichtungen begegnet werden kann. Einer
kostenintensiven Geldmittelvorhaltung bedarf es hierfir nicht. Schlieflich ist auch eine
langfristige und damit kostenintensive Kapitalansammlung fiir Re-Investitionen unter
Effizienzgesichtspunkten nicht akzeptabel. Investitionen sind erst dann zu finanzieren, wenn
sie betriebswirtschaftlich erforderlich sind.

Sofern aus dem Umlaufvermégen keine Zinseinnahmen entstehen, kénnen diese nicht einer
Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 Alt. 1 GasNEV unterworfen werden (vgl.
hierzu BGH, Beschl. v. 03.03.2008, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 28). Werden durch den
Netzbetreiber keine Zinsen flr das ausgewiesene Umlaufvermégen geltend gemacht, zeigt
das vielmehr, dass dieses fiir den Betrieb des Netzes nicht notwendig ist.

Die Beschlusskammer geht im Grundsatz davon aus, dass ein effizienter Netzbetreiber
regelmafRig Umlaufvermdgen in Hohe von jedenfalls 1/12 eines Jahresumsatzes vorhalt; vor
diesem Hintergrund ist ein dementsprechender Ansatz des Netzbetreibers grundsatzlich
berlicksichtigungsfahig, sofern entsprechende Nachweise vorliegen. Bei der Bewertung der
Jahresumsédtze des Netzbetriebs stellt die Beschlusskammer insoweit auf die
berlicksichtigungsfahigen kalkulatorischen Netzkosten ab. Dabei ist ber{icksichtigt, dass der
Netzbetrieb in der Regel monatliche Zahlungsstréme erhdlt. Macht der Netzbetreiber
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hingegen Umlaufvermdgen von mehr als 1/12 eines netzkostenbezogenen Jahresumsatzes
geltend, hat der Netzbetreiber nachzuweisen, dass der gesamte Bestand an
Umlaufvermégen betriebsnotwendig ist und der Mallgabe des § 4 Abs. 1 GasNEV i. V. m. §
21 Abs. 2 EnWG entsbricht (vgl. BGH, Beschl. v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr.
29 ff.). Dabei ist insbesondere zu beriicksichtigen, dass es sich beim Netzbetrieb regelmaRig
um eine sehr kapitalintensive Wirtschaft handelt, die einer intensiveren Vorhaltung von
liquiden Mittel nicht bedarf (s. 0.).

Die Beschlusskammer erkennt ein Umlaufvermégen von insgesamt gl als
betriebsnotwendig an (Mittelwert).

Der Netzbetreiber hat nicht nachgewiesen, dass mehr als der von der Beschlusskammer fir
das Umlaufvermégen angesetzte Betrag betriebsnotwendig ist. Auf die Vorlage einer
monatsscharfen Cashflowrechnung hat der Netzbetreiber verzichtet.

Berechnet wurde der Betrag auf der Grundlage der Netzkosten inklusive der Kosten flr die
Nutzung vorgelagerter Netze ohne die Beriicksichtigung von Umlaufvermégenspositionen (=

TN Von diesen Kosten wurde vorliegend JEENyiN -s

anerkennungsfahiges Umlaufvermégen berlcksichtigt.

Aus technischen Griinden wird der anerkennungsfahige Bestand an Umlaufvermégen unter
der Position "Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und
Schecks" ausgewiesen.

3.1.4. Korrektur der Bilanzwerte (Verbindlichkeiten und Riickstellungen)

3.1.4.1. Beriicksichtigung von Verbindlichkeiten

GemaR § 7 GasNEV Abs. 1 GasNEV ist vom betriebsnotwendigen Eigenkapital das
Abzugskapital und das verzinsliche Fremdkapital abzuziehen.

Im Tabellenblatt A3.1 und A.3.2 des Erhebungsbogens waren vom Netzbetreiber die Zeilen
10a ("davon unverzinsliche Verbindlichkeiten) und 10b (,davon verzinsliche
Verbindlichkeiten") nicht befillt worden, so dass eine Ubertragung in das Tabellenblatt
.B1.Ek-Verzinsung" des Erhebungsbogens unterblieb und somit im Rahmen der Berechnung
der Eigenkapitalverzinsung ohne entsprechende Korrektur nicht berlicksichtigt werden
wilrden.

Durch die Beschlusskammer wurden die folgenden Betrdge als verzinsliche
Verbindlichkeiten sowie als unverzinsliche Verbindlichkeiten (gem. § 7 Abs. 2 GasNEV
Bestandteil des Abzugskapitals) ber{icksichtigt:

sprrmn e S R RISy
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3.1.4.2, Beriicksichtigung des Riickstellungsbestandes fiir den negativen
Regulierungskontosaldo

Der Ruickstellungsbestand war beziglich des Bestandes flir den negativen
Regulierungskontosaldo zu erhéhen:

Ausweislich des Rickstellungsspiegels 2010 (Tabellenblatt ,A4.1 RSt 2010" des
Erhebungsbogens, Ziffer 1.3.10, Spalte XI. ,Endbestand*) belauft sich der
Ruckstellungsbestand fir <o Regulierungskontosaldo zum e auf
dEREEE Dicser Bestand wurde vom Netzbetreiber im Rahmen der Ermittlung des
betriebsnotwendigen Eigenkapitals (Tabellenblatt ,B1. EK-Verzinsung”) nicht als
Abzugskapital berlicksichtigt (Ruckstellungsapiégel 2010, Ziffer 1.3.10, Spalten XIV und XV:
.Berlcksichtigung des Bestandes in B1. Kalk. EK-Verzinsung").

Die Beschlusskammer hat den o.g. Bestand jedoch im Rahmen der Ermittlung des
betriebsnotwendigen Eigenkapitals in voller Héhe berlicksichtigt, da dem Netzbetreiber in der
Vergangenheit mehr Entgelte zugeflossen sind, als ihm gemaR der zulassigen
kalenderjahrlichen Eridsobergrenzen zustanden. Damit liegt eine Mittelstundung durch die
Netzkunden vor. Wirtschaftlich betrachtet handelt es sich hierbei um verzinsliches
Fremdkapital des Netzbetreibers, das von den Netznutzern zur Verfligung gestellt wird und
durch Rickstellungsbildung in der Bilanz des Netzbetreibers zu erfassen ist.

Zudem bestimmt § 7 Abs. 1 S. 2 2. Hs. GasNEV, dass im Rahmen der Ermittiung des
betriebsnotwendigen Eigenkapitals das zinslos zur Verflgung stehende Kapital
(Abzugskapital) in Abzug zu bringen ist. Zum Abzugskapital zahlen die Rickstellungen.
Diese werden in § 7 Abs. 2 S. 2 Ziffer 1 GasNEV explizit als Bestandteil des Abzugskapitals
genannt.

3.1.5. Betriebsnotwendiges Vermdgens gemaB § 6 GasNEV (BNV /) und
betriebsnotwendiges Eigenkapital gemé&R § 6 GasNEV (BNEK /)

Unter Berlcksichtigung der zuvor aufgefihrten berlicksichtigungsfahigen kalkulatorischen
Restwerte des  Sachanlagevermogens zu  historischen  Anschaffungs- und
Herstellungskosten, der  bericksichtigungsfahigen  Finanzanlagen und  des
berlicksichtigungsfahigen Umlaufvermdgens ergibt sich das betriebsnotwendige Vermégen
nach § 6 GasNEV (BNV |) aus Anlage 3-NB (Zelle H53) bzw. Anlage 4-NB (Zelle C12).
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Abzlglich des Steueranteils der Sonderposten mit Ricklageanteil, des Abzugskapitals und
des verzinslichen Fremdkapitals ergibt sich das betriebsnotwendige Eigenkapital nach
§ 6 GasNEV (BNEK /) aus Anlage 3-NB (Zelle H65) bzw. Anlage 4-NB (Zelle C13).

Die hieraus resultierende Eigenkapitalquote gemaR § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV ergibt sich aus
Anlage 4-NB (Zelle C14).

3.2, Betriebsnotwendiges Vermogen gemaR § 7 GasNEV (BNV /f) und
betriebsnotwendiges Eigenkapital gemaR § 7 GasNEV (BNEK /I)

Verzinsungsbasis der Eigenkapitalzinsen ist das betriebsnotwendige Eigenkapital, wie es in
§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV vorgegeben ist. Im Uberblick:

Kalk. Restwerte des Sachanlagevermégens der betriebsnotwendigen Altanlagen
zu Tagesneuwerten * Eigenkapitalquote (max. 40 %)

+ Kalk. Restwerte des Sachanlagevermdgens der betriebsnotwendigen Altanlagen
zu historischen AK/HK * Fremdkapitalquote (min. 60 %)

+ Kalk. Restwerte des Sachanlagevermdégens der betriebsnotwendigen Neuanlagen
zu historischen AK/HK

+ Grundstiicke zu historischen AK/HK

+ betriebsnotwendige Finanzanlagen

+ betriebsnotwendiges Umlaufvermégen

Betriebsnotwendiges Vermdgen |l (BNV Il)

b Steueranteil der Sonderposten mit Ricklageanteil
o Abzugskapital

- Verzinsliches Fremdkapital

= Betriebsnotwendiges Eigenkapital |l (BNEK II)

Zur Ermittiung des betriebsnotwendigen Vermégens nach § 7 GasNEV (BNV /I) sind somit
die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermégens der betriebsnotwend'igan Alt- und
Neuanlagen zu ermitteln. Hierbei sind die Anlageglter des Sachanlagevermdgens mit
denjenigen kalkulatorischen Restwerten zu beriicksichtigen, die bei der Bestimmung der
kalkulatorischen Abschreibungen gem. § 6 GasNEV anerkannt wurden. Darliber hinaus
finden bei der Berechnung des betriebsnotwendigen Vermégens ggf. weitere Anlagegiter
des Sachanlagevermdgens, soweit deren Betriebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde,
Berlicksichtigung, z. B. immaterielle Vermdgensgegenstande des Anlagevermégens sowie
Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau.
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Grundstiicke sind gem. § 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV bei der Ermittlung der kalkulatorischen
Restwerte des Sachanlagevermégens zu  historischen  Anschaffungs-  und
Herstellungskosten anzusetzen.

GemaR § 7 Abs. 1 S.2 Nr.1, 2i.V.m. § 6 Abs. 2 S. 4 GasNEV wird auch im Rahmen der
Berechnung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals die Eigenkapitalquote der Altanlagen
auf héchstens 40 % begrenzt. In der Konsequenz dirfen die kalkulatorischen Restwerte des
Sachanlagevermégens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu Tagesneuwerten maximal mit
einem Anteil von 40 % in die Bestimmung der Basis der Eigenkapitalzinsen einflieRen. Da
die Fremdkapitalquote die Differenz zwischen 100 % und der Eigenkapitalquote ist (§ 6
Abs. 2 S. 5 GasNEV), missen die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermdgens
der betriebsnotwendigen Altanlagen zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten
entsprechend mit mindestens 60 % gewichtet werden.

Ubersteigt die ermittelte Eigenkapitalquote, die sich aus Anlage 4-NB (Zelle C14) ergibt,
einen Anteil von 40% so ist diese gemdR § 6 Abs. 2 S. 4 GasNEV auf 40 % zu begrenzen.

Unter Zugrundelegung dieser Eigenkapitalquote ergibt sich das betriebsnotwendige
Vermégen gemalR § 7 GasNEV (BNV /) aus Anlage 4-NB (Zelle C20). Das
betriebsnotwendige Eigenkapital gemaR § 7 GasNEV (BNEK //) ergibt sich aus Anlage 4-NB
(Zelle C24).

3.3 Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal 40 %
iibersteigenden Eigenkapitalanteils

Nach § 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV ist der die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal 40 %
Ubersteigende Anteil des Eigenkapitals nominal wie Fremdkapital zu verzinsen. Soweit das
nach § 7 Abs. 1 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital (BNEK /) mehr als
40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen Vermdgens (BNV )
betragt, ist folglich das betriebsnotwendige Eigenkapital (BNEK Il) in zwei Anteile zu
zerlegen. Zu bestimmen ist zundchst der Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene
Eigenkapitalquote nicht (berschreitet (BNEK Il = 40 %), sodann der Eigenkapitalanteil, der
die zugelassene Eigenkapitalquote tbersteigt (BNEK Il > 40 %).

Bei einer Eigenkapitalquote von mehr als 40 % ist der die zugelassene Eigenkapitalquote
nicht Ubersteigende Eigenkapitalanteil (BNEK Il < 40%) wie folgt zu ermitteln:

BNEK Il £ 40% = BNV Il * 0,4

Der die zugelassene Eigenkapitalquote (bersteigende Eigenkapitalanteil im Sinne von § 7
Abs. 1 S. 3 GasNEV (BNEK Il > 40%) errechnet sich dann nach folgender Formel:

Seite 25 von 30



enthélt Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse Anlage |-NB

BNEK Il > 40% = BNEK Il - BNEK Il = 40% = BNEK Il = (BNV Il * 0,4)

Soweit das nach § 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital
(BNEK Il) nicht mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen
Vermégens (BNV /) betragt, hat demgegeniber keine Aufteilung des BNEK Il zu erfolgen.
Denn ein die zugelassene Eigenkapitalquote Ubersteigender Anteil des Eigenkapitals ist in
diesem Fall nicht gegeben.

3.4. Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am
Eigenkapital

Zur Festlegung der Basis fiir die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige
Eigenkapital (BNEK Il) auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 GasNEV). Die
Aufteilung erfolgt nach den MaRgaben, wie es in § 7 Abs. 3 S. 2 und 3 GasNEV vorgegeben
ist. Der Anteil der kalkulatorischen Restwerte der Neuanlagen zu Anschaffungs- und
Herstellungskosten (Anteil SAVneu) ergibt sich aus dem Quotienten aus den
kalkulatorischen Restwerten der Neuanlagen zu Anschaffungs- und Herstellungskosten und
den kalkulatorischen Restwerten des gesamten Sachanlagevermégens und somit der
Summe aus den kalkulatorischen Restwerten (RW) der Alt- und Neuanlagen (SAValt und
SAVneu).

Kalk. RW des Sachanlagevermogens der Neuanlagen zu AK/HK

/ [ Kalk. RW des Sachanlagevermdgens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu
Tagesneuwerten * Eigenkapitalquote nach § 8 Abs. 2 GasNEV (max. 40 %)

=+ Kalk. RW des Sachanlagevermégens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu
historischen AK/HK * Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 GasNEV (min. 60 %)

+ Kalk. RW des Sachanlagevermégens der Neuanlagen zu historischen AK/HK ]

= Anteil SAVneu

Der Anteil der Altanlagen am Sachanlagevermégen (Anteil SAValt) ergibt sich aus der
Differenz zwischen 100 % und dem Anteil des Sachanlagevermégens der Neuanlagen
(Anteil SAVneu).

Der Anteil der Altanlagen am Eigenkapital ergibt sich aus Anlage 4-NB (Zelle C26).

Der Anteil der Neuanlagen am Eigenkapital ergibt sich aus Anlage 4-NB (Zelle C27).

3.5. Ermittlung der Zinsen fiir die beiden Eigenkapitalanteile
Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom 31.10.2011, unter
dem Aktenzeichen BK4-11/304, den Eigenkapitalzinssatz fur den Anteil des Eigenkapitals,
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der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht Ubersteigt, filr Neuanlagen auf 9,05 % und fur
Altanlagen auf 7,14 % nach Gewerbesteuer und vor Kérperschaftsteuer festgelegt.

Die Verzinsung des Eigenkapitalanteils, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht
Uibersteigt, errechnet sich demnach wie folgt:

BNEK Il =40% * Anteil SAVneu * 9,05 % + BNEK Il <40% * Anteil SAValt * 7,14 %

Verfugt der Netzbetreiber hingegen nicht (iber Sachanlagevermdgen sind die Bilanzwerte mit
dem fur Neuanlagen geltenden Eigenkapitalzins zu verzinsen.

Der die zugelassene Eigenkapitalquote Ubersteigende Anteil des Eigenkapitals wird nominal
wie Fremdkapital verzinst (§ 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV). Nach § 5 Abs. 2 GasNEV sind
Fremdkapitalzinsen in ihrer tatsdchlichen Hohe einzustellen, héchstens jedoch in der Héhe
kapitalmarktiblicher Zinsen fir vergleichbare Kreditaufnahmen. Da fir den nach § 7 Abs. 1
S. 5 GasNEV zu verzinsenden Eigenkapitalanteil tatséchlich keine Fremdkapitalzinsen
anfallen, ist vorliegend allein die Héhe kapitalmarktiblicher Zinsen fir vergleichbare
Kreditaufnahmen mafgeblich (BGH, EnVR 81/07). Als kapitalmarktiblicher Zinssatz wird
dabei der auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogene Durchschnitt der
Umlaufrendite festverzinslicher Wertpapiere inléndischer Emittenten angesehen (BR-Drs.
247/05, S. 27). Angesichts des geringen unternehmerischen Risikos, dem Betreiber von
Energieversorgungsnetzen ausgesetzt sind, ist als Umlaufrendite die durchschnittliche
Rendite aller im Umlauf befindlichen festverzinslichen Inhaberschuldverschreibungen
(Anleihen) mit einer vereinbarten Laufzeit von mehr als vier Jahren, sofern ihre mittlere
Restlaufzeit mehr als drei Jahre betragt, anzusehen. Papiere mit diesen Laufzeiten wiesen
von 2001 bis 2010 folgende Rendite auf:

Jahr Umlaufrenditen 10-jahresmittel
inldndischer Umlaufrendite
Inhaberschuld
verschrelbungen
[%] [%]
1994 67
1995 6,5
1996 56
1897 51
1998 4,5
1999 4,3
2000 5.4
2001 4.8
2002 4,7
2003 3.7
2004 3.7 4,83
2006 3.1
2006 38 4,31
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2007 4,3 4,23
2008 4.2
2009 3.2
2010 2.5 3,80

Tabelle; Festverzinsliche Wertpapiere inlandischer Emittenten;
Umlaufrenditen nach Wertpapierarten®

Hieraus leitet sich fir die genannten festverzinslichen Papiere fur 2001 bis 2010 eine
durchschnittliche Rendite von 3,80 % ab.

Ein zusatzlicher Risikozuschlag zu diesem ermittelten Zinssatz ist nicht erforderlich.
Aligemeinen Risiken, die einen solchen Aufschlag rechtfertigen wirden, sind nicht
ersichtlich. Insbesondere trégt der Netzbetreiber kein Ausfallrisiko aufgrund der Regelung
tber das Regulierungskonto (§ 5 ARegV).

Es finden im Ubrigen weder die tatséchlich von den Unternehmen fir ihr Fremdkapital
gezahlten Zinsen, soweit sie diesen Satz Uberschreiten, Anwendung, noch Nr. 43 der LSP,
nach welchen ein Zinssatz von 6,5 % festgesetzt worden ist. Im Hinblick auf die
Anwendbarkeit von Nr. 43 LSP bestimmt § 3 Abs. 1 S. 5 GasNEV, dass diese nur dann
heranzuziehen sind, wenn hinsichtlich der Kostenermittiung keine besonderen Regelungen
getroffen worden sind. Insofern stellt § 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV i.V.m. § 5 Abs. 2 GasNEV eine
besondere Regelung dar.

Die sachgerechte Bestimmung des Zinssatzes flr das die zugelassene Eigenkapitalquote
Ubersteigende Eigenkapital ist nach wie vor Gegenstand diverser Gerichtsverfahren. Sollten
zu diesem Punkt rechiskraftige Gerichtsentscheidungen ergehen, die fur den Netzbetreiber
zu einem anderen Zinssatz fihren, wird die Beschlusskammer ihre Festlegung der
kalenderjdhrlichen Erlésobergrenzen gemafl der rechtskraftigen Gerichtsentscheidung
entsprechend anpassen.

3.6. Beriicksichtigungsfihige Eigenkapitalverzinsung

Bis zu der zu Grunde zu legenden Eigenkapitalquote von 40 % ergibt sich die Verzinsung auf
das betriebsnotwendige Eigenkapital gemall § 7 GasNEV (BNEK /) aus Anlage 4-NB
(Zellen C31 und C32). Fir das die Quote von 40 % (bersteigende betriebsnotwendige
Eigenkapital gemal § 7 GasNEV (BNEK I1) ergibt sich die Verzinsung aus Anlage 4-NB
(Zelle C33).

£ Tabelle 7b), Umlaufsrenditen nach Wertpapieren, Statistisches Beiheft zum Monatsbericht der Deutschen

Bundesbank; S. 36, Internet: www.bundesbank, de/volkswirtschaft/vo_beihefte_kapitalmarktstatistik.php
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4, Kalkulatorische Gewerbesteuer

Gemal § 8 GasNEV kann im Rahmen der Ermittlung der Netzkosten die dem Netzbereich
sachgerecht zuzuordnende Gewerbesteuer als kalkulatorische Kostenposition in Ansatz
gebracht werden. Bei der Genehmigung der Netzentgelte wird daher ein kalkulatorischer
Gewerbesteueransatz auf der Grundlage der anerkannten kalkulatorischen
Eigenkapitalverzinsung beriicksichtigt. Bei dem von der Bundesnetzagentur festgelegten
Eigenkapitalzinssatz handelt es sich um einen Zinssatz nach Gewerbesteuer und vor
Kérperschaftsteuer.?

Geméal § 8 S. 2 GasNEV ist bei der Ermittlung der kalkulatorischen Gewerbesteuer die
Abzugsfahigkeit der Gewerbesteuer bei sich selbst zu beriicksichtigen. Im Rahmen der
Unternehmenssteuerreform 2008 wurde die Abzugsfdhigkeit der Gewerbesteuer als
Betriebsausgabe abgeschafft. Um den Effekt einer steigenden Gewerbesteuer
auszugleichen, wurde gleichzeitig die Gewerbesteuermesszahl von 5 % auf 35 %
abgesenkt, um zu erreichen, dass sich die Gewerbesteuerbelastung nicht erhéht.*

Da der Gesetzgeber im Rahmen der GasNEV keinen Verweis auf das Steuerrecht
vorgenommen hat, ist die Abzugsfdhigkeit bei der Ermittlung der kalkulatorischen
Gewerbesteuer nach GasNEV grundsatzlich weiterhin zu beriicksichtigen. Dies fihrt im
Rahmen der kalkulatorischen Ermittlung der Gewerbesteuer insgesamt zu einer Senkung der
Gewerbesteuer, da bei der Gewerbesteuermesszahl auf die tatséchliche zurlick zu greifen
ist. Die Tatsache, dass die Gewerbesteuermesszahl und die Abzugsfahigkeit der
Gewerbesteuer bei sich selbst in einem engen Zusammenhang stehen, kann jedoch auch
bei der Berechnung der kalkulatorischen Gewerbesteuer nicht unberiicksichtigt bleiben.
Ansonsten wirde die fiktive kalkulatorische Gewerbesteuer entgegen Sinn und Zweck der
vereinfachenden, kalkulatorischen Berechnung UbermaRig vermindert. Ein Abzug der
kalkulatorischen Gewerbesteuer bei sich selbst ist demnach nicht mehr vorzunehmen.
Dieses Vorgehen ist von der Rechtsprechung bestétigt worden (OLG Dusseldorf, VI-3 Kart
15/10 (V)).

Die nach § 8 GasNEV anerkennungsfdhige Gewerbesteuer ist allein nach den
kalkulatorischen MaRstdben der GasNEV zu ermitteln. Die in der netzspezifischen Gewinn-
und Verlustrechnung als zusétzlicher Gewinn erscheinende Differenz zwischen den
kalkulatorischen Abschreibungen und den bilanziellen Abschreibungen (sog. Scheingewinn
bzw. -verlust) ist somit nicht Teil der Bemessungsgrundlage fur den kalkulatorischen
Gewerbesteueransatz. Dies ist von der hochstrichterlichen Rechtsprechung bestétigt worden
(siehe etwa BGH v. 14.08.2008, KVR 34/07 - SW Speyer, Rn. 86 ff.).

3 BR-Drs. 247/05 $.30.
4 BT-Drs. 16/4841, S.81.
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Entsprechend einem rein kalkulatorischen Ansatz wird auf die zusatzliche Beriicksichtigung
von weiteren Zurechnungen und Kiirzungen bei der Bemessungsgrundlage verzichtet (BGH,
KVR 81/07, S. 10).

Die kalkulatorische Gewerbesteuer wurde nach der Formel

[BNEK /1s40% * Anteil SAValt * 7,14 % + BNEK Il <40% * Anteil SAVneu * 9,05 %
* +BNEK Il >40% * 3,80 %] * Hebesatz * Messzahl

berechnet. Die zu bericksichtigende kalkulatorische Gewerbesteuer wird in Anlage 5-NB
(Zelle C16) ausgewiesen.

5. Kostenmindernde Eriése und Ertrige gemiR § 9 Abs. 1 GasNEV

5.1. Zinsertriage

Soweit die Beschlusskammer den Ansatz der Netzbetreiber beziiglich der liquiden Mittel bei
der Ermittlung der bericksichtigungsfahigen Eigenkapitalverzinsung gekirzt hat, hat die
Beschlusskammer auch die von dem Netzbetreiber angesetzten Zinsertrage gekirzt.
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Anlage 4-NB
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Bestimmung des Ausgangsniveaus fiir die 2. Regulierungsperiode gem. § 6 Abs. 1 ARegV
- Kalkulatorische Eigenkapitaiverzinsung gem. § 7 GasNEV -
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12 diges gen gem. § 6 GasNEV (BNV 1)

Betneb g=s Eige pital gem. § 6 GasNEV (BNEX I}

Ei gem. § 6 Absatz 2 GasNEV (EKQ 1)

Fremckapiaiquole gem. § 6 Absatz 2 GashEV (FKO 1)

Fatkulalorische Restwarte Anlagevermogen Altantagen zu AKHK multipizert mit der Fremdkapitalquote gem. § 6 Absatz 2 GasNEV
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= — = e e e b
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Steueraniail dar S P ot Rock il
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aul Neuanlagen entfallander Amed des digen Eig I gem. § 7 Absatz 3 GasNEW

Beirs Eigeniapital gem. § 7 GasNEV bis EKQ = 40 % - davon enifaliend aul Aanlagen
Batnebsr diges Eigenkapital gem_ § 7 GasNEV bis EKQ = 40 % - davon ertialiend auf Neuaniagen

Beri diges Exp gem § 7 GasNEV Gber EKQ = 40 %

31 Vernnsung ces belrs igen Eig = (§ 7 GasNEV) bis EKQ = 40% - davon enlfalienc auf ARanlagen
n\femnmces digen Eig pitals (§ 7 GasNEV) bis ENQ = 40% - & ad 9
qa |V g des belr gen Ek 1§ 7 GasNEV) Ober EKC} = 40%

,‘JEIHHE Elgenkapitaiverzinsung
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Bestimmung des Ausgangsniveaus fiir die 2. Regulierungsperiode gem. § 6 Abs. 1 ARegV
- Kalkulatorische Gewerbesteuer gem. § 8 GasNEV -
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Anlage Il

Zur besseren Nachvollziehbarkeit wird der Rechenweg zur Ermittlung der Werte des
Sachanlagevermégens anhand eines einfachen, fiktiven Beispiels erldutert. Die
Beispielrechnung wird fiir drei mdgliche Fallkonstellationen durchgefihrt:

In Abschnitt 1. wird der Fall einer Altanlage betrachtet, deren Aktivierung im Jahre 2000
erfolgte. Abschnitt 2. zeigt den Fall einer Altaniage, die im Jahre 2005 aktiviert wurde;
Abschnitt 3. den Fall einer Neuanlage, die im Jahre 2007 aktiviert wurde. Die
Beispielrechnungen werden im weiteren Text grau hinterlegt.

Bei der Ermittlung der Abschreibungsbetréige erfolgt in den Beispielrechnungen aus
Ubersichtsgrilnden fiir Altanlagen keine Gewichtung der Abschreibungsbetrige mit der
individuellen Eigenkapital- bzw. Fremdkapitalquote. Stattdessen werden hier jeweils die
Abschreibungsbetrdge auf Basis der Anschaffungs-/Herstellungskosten und auf Basis der
Tagesneuwerte zu 100 Prozent ausgewiesen.

1. Altanlagen, die im Jahre 2000 aktiviert wurden

In Beispiel 1 wird eine Anlage betrachtet, die im Jahre 2000 angeschafft wurde. Da die vom
Netzbetreiber gewdhite Nutzungsdauer oberhalb des unteren Wertes der
Nutzungsdauerspanne gemaR Anlage 1 (zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV) liegt, findet zum
31. 12 2003 ein Nutzungsdauerwechsel statt.

t Dabel handelt es sich um einen fiktiven Wert, walcher der lllustration der Beispielrechnung dient.
Seite 1 van 6



Anlage |l

1.1.  Ermittlung de Restwertes zum 31.12.2010 auf AK/HK-Basis

Aufgrund der Moglichkeit des Nutzungsdauerwechsels zum 31.12.2003 sind fiir die
Berechnung zwei Schritte erforderlich. Zundchst wird der Restwert zum 31.12,2003 unter
Berlicksichtigung der in der Vergangenheit angewendeten Nutzungsdauer ermittelt.
AnschlieRend wird der Restwert zum 31.12.2010 unter Beriicksichtigung der ab 2004
anzuwendenden (Rest-)Nutzungsdauer berechnet. 7

1.1.1. Ermittlung des Restwertes zum 31.12.2003 auf AK/HK-Basis

Der Restwert auf Basis der AK/HK zum 31.12.2003 ermittelt sich auf Basis der historischen
AK/HK unter Abzug des vom Anschaffungsjahr bis zum 31.12,2003 stattgefundenen
Werteverzehrs. Zur Ermittlung dieses jahrlichen Werteverzehrs werden die unteren Werte
der in Anlage 1 zur GasNEV genannten Spannen von Nutzungsdauern herangezogen. Die
jeweilige Jahresabschreibung bis einschlieRlich 2003 ergibt sich dabei aus dem Quotienten
der historischen AK/HK und den jeweils unteren Werten der in Anlage 1 zur GasNEV
genannten Spannen von Nutzungsdauern.

AK | HK
RWNIME = AK | HK - Tk (2003 +1— Anschaffungsjahr)

Beisplel 1 -

it

Rmﬁgg.f.,, = eaoome-l mﬁm (2003 i zonu) 9273739

1.1.2. Ermittlung des Restwerts zum 31.12.2010 auf AK/HK-Basis

Der Restwert auf Basis der AK/HK zum 31.12.2010 ergibt sich aus dem zuvor ermittelten
Restwert zum 31.12.2003 abziiglich der Jahresabschreibungen fiir die Jahre 2004 bis 2010.
Die Jahresabschreibung fiir die Jahre ab 2004 ergibt sich aus der Division des Restwerts zu
AK/HK zum 31.12.2003 und der Restnutzungsdauer zum 31.12.2003:

RWffKIHK _RwﬁK’IHK RW;Ml ]z’zﬁmxi 7
31122010 — 31.12.2003 ( ! )

RND}I.]Z.ZD(B

Balspiel 1

927.2736

RW a0 =927.273€ - ( -T)=811.364€
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Anlage I

1.2.  Ermittlung der Abschreibungen 2010 auf AK/HK-Basis
Die Jahresabschreibung auf Basis AK/HK 2010 ermittelt sich aus der Division des
Restwertes zu AK/HK zum 31.12.2003 und der Restnutzungsdauer zum 31.12.2003.

RWaK 1 HK
Abschreibung ik ¥ =
90 RNDe

1.3. Ermittlung des Restwertes zum 31.12.2010 auf TNW-Basis
Der Restwert zum 31.12.2010 auf TNW-Basis ermittelt sich durch Muitiplikation des zuvor
ermittelten Restwerts zum 31.12.2010 auf AK/HK-Basis mit dem aus dem Preisindex
hergeleiteten Faktor, der die Preisénderung vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 2010
wiedergibt.

Der Faktor des Anschaffungsjahrs betrégt: Faktor,y, ,0 =1,15490

™NW _ prsAK/HK
RW3; 123010 = RWa) 122010 * FaKEOT 4 5016

:z_ iy S REEIER D ye Y LAt I SRR S Bl
1.4.  Ermittlung der Abschreibungen 2010 auf TNW-Basis
Die Jahresabschreibung 2010 auf Basis der TNW ermittelt sich aus der Multiplikation der
zuvor ermittelten Jahresabschreibungen 2010 auf AK/HK-Basis und dem Faktor, der die

Preisénderung vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 2010 wiederglb't.'

Abschreibungy, = Abschreibung o™ - Faktor,g o0

Seite 3von 6



Anlage Il

2. Altanlagen, die im Jahr 2005, aktiviert wurden

Bei Anlagenzugéngen im Jahre 2005 handelt es sich um Anlagen, fir die kein Wechsel der
Nutzungsdauer gemé&l § 32 Abs. 3 S. 3 GasNEV in Frage kommt. Der Restwert zum
31.12.2010 und die Abschreibungen 2010 konnen demnach auf direktem Weg ermittelt
werden. Da es sich um eine Altanlage im Sinne von §6Abs. 1 S. 3 GasNEV handelt, erfolgt
auch die Ermittlung des Restwerts zum 31.12.2010 und der Abschreibungen 2010 auf Basis

der Tagesneuwerte.

! N ey
Ly : ' e or &

iy s | O raTy I V7
1 A4 z | a ALLBEN

e

21. Ermittlung des Restwertes zum 31.12.2010 auf AK/HK-Basis

Grundlage fiir die Eﬁnittlung der Restwerte zum 31.12.2010 auf AK/HK-Basis bilden die
historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie die vom Netzbetreiber gewahlte
Nutzungsdauer, sofern diese sich innerhalb der durch die Anlage 1 zur GasNEV
vorgegebenen Nutzungsdauerspanne befindet. Der Restwert auf Basis der AK/HK zum
31.12.2010 ermittelt sich unter Abzug des vom Anschaffungsjahr bis zum 31.12.2010
stattgefundenen Werteverzehrs von den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten.

S ST M VT e VT P

AK/HK :
RW A = AK | HK — (2010 +1— Anschaffungsjahr)
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Anlage Il

3. Neuanlagen, die im Jahr 2007 aktiviert wurden

Bei Anlagenzugéngen im Jahre 2007 handelt es sich um Neuanlagen fiir die kein Wechsel
der Nutzungsdauer gemafR § 32 Abs. 3 8. 3 GasNEV in Frage kommt. Der Restwert zum
31.12.2010 und die Abschreibungen 2010 kdnnen demnach -analog zu Beispiel 2- auf
direktem Weg ermittelt werden. Eine Bewertung auf Tagesneuwertbasis entfallt hier aufgrund
des Vorliegens einer Neuanlage im Sinne von § 6 Abs. 1 S. 3 GasNEV.

3.1. Ermittlung des Restwertes zum 31.12.2010 auf AK/HK-Basis

Grundlage fir die Ermittiung der Restwerte zum 31.12.2010 auf AK/HK-Basis bilden die
historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie die vom Netzbetreiber gewéhite
Nutzungsdauer, sofern diese sich innerhalb der durch die Anlage 1 zur GasNEV
vorgegebenen Nutzungsdauerspanne befindet. Der Restwert auf Basis der AK/HK zum
31.12.2010 ermittelt sich unter Abzug des vom Anschaffungsjahr bis zum 31.12.2010
stattgefundenen Werteverzehrs von den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten.

RWSI%, = AK | HK _%'. (2010 +1~ Anschaffingsjahr)

3.2.

Die Ermittlung der Jahresabschreibungen 2010 auf AK/HK-Basis, welche den vom
Anschaffungsjahr bis zum 31.12.2010 stattgefundenen Werteverzehr darstellt, erfolgt durch
Division der Anschaffungs-/Herstellungskosten durch die von der Netzbetreiber gewihite
Nutzungsdauer.

Abschreibmgﬁé“ = %:'gxm
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Anlage |l

2.2.  Emmittlung der Abschreibungen 2010 auf AK/HK-Basis

Die Ermittiung der Jahresabschreibungen 2010 auf AK/HK-Basis, welche den vom
Anschaffungsjahr bis zum 31.12.2010 stattgefundenen Werteverzehr darstellt, erfolgt durch
Division der Ansch‘affungs-lHerstallungskosten durch die vom Netzbetreiber gewéhlte
Nutzungsdauer. '

Abschreibungjin: HE _ _.__;‘I; iﬁfg

2.3. Ermittlung der Restwerte zum 31.12.2010 auf TNW-Basis
Der Restwert zum 31.12.2010 auf TNW-Basis ermittelt sich durch Multiplikation des zuvor
ermittelten Restwerts zum 31.12.2010 auf AK/HK-Basis mit dem aus dem Preisindex
hergeleiteten Faktor, der die Preisdnderung vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 2010
wiedergibt.

Der Faktor des Anschaffungsjahrs betrégt: Faktor,ys 5, =1,1020

™V _ ppy AKIFK -
RW3 122010 = RWi1 12 2010 * FAKIOT 4, 301

2.4,

Die Jahresabschreibung 2010 auf Basis der TNW ermittelt sich aus der Multiplikation der
zuvor ermittelten Jahresabschreibungen 2010 auf AK/HK-Basis und dem Faktor, der die
Preisdnderung vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 2010 wiedergibt.

Abschreibungyy, = Abschreibungm, ™ - Faktor,,

Selle5von 6



	BK9-11/8121V - Beschluss
	Gründe
	I. Sachverhalt
	II. Rechtliche Würdigung
	1. Zuständigkeit
	2. Ermittlung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 ARegV

	III. Meldepflichten
	IV. Netzübergänge
	V. Vorläufige Anordnung gern. § 72 EnWG
	VI. Gebühren
	VII. Anlagenverweis

	Rechtsmittelbelehrung
	Anlagen
	Anlage 1-NB
	1. Aufwandsgleiche Kosten
	2. Kalkulatorische Bewertung des Sachanlagevermögens sowie Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen
	3. Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung
	4. Kalkulatorische Gewerbesteuer
	5. Kostenmindernde Erlöse und Erträge gemäß § 9 Abs. 1 GasNEV

	Anlage II
	1. Altanlagen, die Im Jahre 2000 aktiviert wurden
	2. Altanlagen, die im Jahr 2005, aktiviert wurden
	3. Neuanlagen, die im Jahr 2007 aktiviert wurden





